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Einleitung
Zwischen  2015  und  2018  klagten  weltweit  Anwender_Innen  der
Verhütungsspirale Essure über Schmerzen, Blutungen, Fieber, Depressionen
und ungewollte Schwangerschaften. Der Hersteller Bayer war gezwungen,
das Produkt vom Markt zu nehmen – doch Schmerzensgeld bekamen nur die
Betroffenen aus Europa und den USA, nicht diejenigen aus Brasilien.

Rassistische Unterdrückung in der Verhütungsbranche lässt sich nicht als
einzelner „Vorfall“ oder „Skandal“ beschreiben – vielmehr gehörte sie von
Anfang an zur grundlegenden Aufgabe dieser Industrie.

Im Jahr 2020 war der globale Verhütungsmarkt mehr als 26 Milliarden US-
Dollar schwer und soll sich bis 2030 auf 50 Milliarden US-Dollar vergrößern.
In  Late inamer ika ,  Afr ika  und  im  „Nahen  Osten“  s te l l t  d ie
Verhütungsindustrie  den  am  stärksten  wachsenden  Markt  dar.

Doch welche Rolle spielt Verhütung im imperialistischen System, und wie
trägt sie zur Unterdrückung von Halbkolonien bei?

Beginn  der  Hormonforschung:
Vernichtungspolitik
Die Geschichte der Verhütungstechnologie ist nicht ohne die Geschichte der
gezielten Bevölkerungskontrolle vorstellbar. Denn Reproduktion ist eine der
wichtigsten  Voraussetzungen  für  die  wirtschaftliche  und  kulturelle
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Expansion.

So war die erste Motivation für die Forschung an hormoneller Verhütung
keine  Gleichstellungs-  sondern  Vernichtungspolitik.  Maßgeblich  etabliert
wurde  sie  durch  das  NS-Regime.

In den 1930er Jahren fand der SS-Arzt Carl Clauberg heraus, dass sich durch
synthetische  Hormone  die  Menstruation  und  damit  auch  der  Eisprung
verhindern lassen. 1942 wurde er im Auftrag von Heinrich Himmler in das
Konzentrationslager Auschwitz-Birkenau geschickt.  Sein Ziel  war es,  eine
„effiziente“  Methode  zu  finden,  um  möglichst  viele  Frauen  ohne  eine
komplizierte Operation unfruchtbar zu machen. Bis zum Kriegsende führte er
schmerzhafte bis tödliche Experimente an Hunderten von Menschen durch.

Verhütung unter kolonialem Vorzeichen
Die  ersten  Verhütungspillen  wurde  in  den  1950er  Jahren  in  den  USA
entwickelt. Zunächst wollte die männlich dominierte Pharmaindustrie nichts
mit dieser Angelegenheit zu tun haben. Deshalb übernahm die Biologin und
Millionenerbin Katharine McCormick die Finanzierung der Forschung.

Ihr Motiv war es, Schwangerschaften bei armen und ungebildeten Personen
zu  verhindern,  um  ganz  im  Sinne  der  Eugenik  die  „Qualität“  des
Bevölkerungsdurchschnitts  zu  heben.  Ihre  Testpersonen  waren  unter
anderem Patientinnen einer psychiatrischen Anstalt. Dabei wurde 16 Frauen
der Uterus aufgeschnitten, um die Wirkung der Hormone an den Organen
nachzuvollziehen.

Bei diesen Experimenten waren koloniale Bestrebungen schon von Beginn an
eingeplant. Es gab eine großangelegte Studie an puerto-ricanischen Frauen,
die in Slums lebten. Diese wurden nur unzureichend über das Medikament
aufgeklärt;  die  Nebenwirkungen  wurden  heruntergespielt.  Fünf  Frauen
sollen während der Testreihe ums Leben gekommen sein, eine davon durch
Suizid.

Erst als der wirtschaftliche und neokoloniale Nutzen der Verhütungsmittel
Bekanntheit  erlangte,  erfuhr  ihre  Herstellung  und  Vermarktung



gesellschaftliche Akzeptanz. Mitte der 1960er Jahre entstanden in den USA
Gesundheitszentren,  die  sich  mit  Familienplanungsprogrammen  und
kostenlosen  Verhütungsmitteln  besonders  an  die  Schwarze  Bevölkerung
richteten.

Es entstanden neue Gesetze,  welche Sterilisationen und den Einsatz von
minderwertigen  Langzeitverhütungsmitteln  bei  Schwarzen  Frauen
rechtfertigen sollten. Beispielweise wurden Sozialwohnungen manchmal nur
dann  an  Schwarze  Frauen  vergeben,  wenn  diese  zustimmten,  sich
Verhütungsimplantate einsetzen zu lassen. Doch wenn das finanzielle und
soziale Überleben auf dem Spiel steht, kann von „Zustimmung“ keine Rede
mehr sein.

Wie  viel  Selbstbestimmung  steckt  im
Hormonimplantat?
Mit diesen Gesetzesänderungen begann eine neue Reihe von medizinischen
Verbrechen. Ab 1971 bekamen insgesamt 2,8 Millionen Frauen die Spirale
Dalkon Shield eingesetzt, darunter hauptsächlich Women of Color. Viel zu
spät  wurde  bekannt,  dass  Dalkon  Shield  zu  heftigen  Verletzungen  des
Uterus,  Entzündungen des  Vaginaltrakts,  ungewollten  Schwangerschaften
und  zum  Tod  führ te .  Obwoh l  das  R i s iko  den  zus tänd igen
Wissenschaftler_Innen bewusst war, wurde die Spirale erst 1974 vom Markt
genommen. Sie wurde direkt nach Asbest zum weltweit zweitgrößten Fall
von Schadensersatzanklagen.

Ebenfalls in den 1970er Jahren wurde in den USA die Verhütungsspritze
Depo Provera verboten, nachdem sie an Schwarzen und an verarmten weißen
Frauen  getestet  worden  war.  Ihre  Nebenwirkungen  sind  unter  anderem
Krebs  und dauerhafte  Unfruchtbarkeit.  In  Großbritannien  und Australien
wurde sie in den 1980ern weiterhin Schwarzen, Indigenen und verarmten
weißen Frauen verabreicht, denen nichts von der Gefahr mitgeteilt wurde.

In den 1990ern wurde Depo Provera auch in den USA erneut eingeführt.
Noch  heute  verhüten  damit  74  Millionen  Frauen,  hauptsächlich  in  Sub-
Sahara-Ländern wie Namibia, Südafrika und Madagaskar.



Ebenfalls  in  den  USA  der  1980er  und  1990er  mussten  sich  Schwarze
Menschen,  die  positiv  auf  Drogen  getestet  worden  waren,  zwischen
Gefängnis und dem Verhütungsimplantat Norplant entscheiden. Norplant ist
dafür  bekannt,  Schmerzen,  Blutungen,  Kopfschmerzen  und  Schwindel
auszulösen. Aufgrund von Nebenwirkungen wie Depressionen, Blindheit und
Hirntumoren wurde es 2002 vom Markt genommen.

Neuer Name, altbekannte Nebenwirkungen
Nur wenige Jahre nach der internationalen Kritik zu Norplant lieferte Bayer
bereits das Nachfolgermodell Jadelle. Der Name des Produkts hat sich zwar
verändert, doch der Wirkstoff, die Anwendungsart und die Nebenwirkungen
sind genau die gleichen wie zuvor. Der einzige Unterschied ist die Anzahl der
Stäbchen, die in den Oberarm implantiert werden.

Heute  bringt  Bayer  minderwertige  Langzeitverhütungsmittel  wie  Jadelle
gezielt  in  die  Arztpraxen  von  Halbkolonien.  Das  funktioniert  so,  dass
Regierungen oder internationale Organisationen wie die Vereinten Nationen
oder die Bill & Melinda Gates Foundation die Implantate und Spritzen in
gigantischen Summen von Bayer kaufen,  um sie billig  oder kostenlos an
Frauen aus Afrika und Südasien zu verteilen.

Jedes  Jahr  werden  Millionen  von  Frauen  Hormonpräparaten  mit
schwerwiegenden  Nebenwirkungen  ausgesetzt.  Das  ist  der  Grund  dafür,
warum 58% der Nutzerinnen von Jadelle das Produkt bereits vor dem Ablauf
der veranschlagten 5 Jahre entfernen lassen. Während der Anwendungszeit
kann das  Implantat  so  fest  in  den Oberarm einwachsen,  dass  Haut  und
Fleisch mitentfernt werden müssen.

Der Mythos Überbevölkerung
Der  eigentliche  Grund  für  die  globale  „Entwicklungspolitik“  ist  die  weit
verbreitete und zutiefst  rassistische Vorstellung, es gäbe in Halbkolonien
eine  Überbevölkerung,  die  bekämpft  werden  müsste.  Dadurch  sollen
gesellschaftliche  Krisen,  welche  eigentlich  durch  den  Kapitalismus
hervorgerufen  werden,  im  Sinne  der  imperialistischen  Machtverteilung



vorübergehend  abgemildert  werden.

Als Kommunist_Innen wissen wir, dass es keine Überbevölkerung gibt und
dass  Hunger  und  Armut  sich  nicht  auf  ein  Bevölkerungswachstum
zurückführen  lassen.  Das  eigentliche  Problem  ist  die  kapitalistische
Produktionsweise, bei der ein Großteil der Anbaufläche für Tierfutter genutzt
wird  und  Lebensmittel  im  Müll  landen  anstatt  auf  dem  Teller.  Eine
Produktionsweise, bei der Kapitalist_Innen den Mehrwert unserer Arbeit für
sich behalten und sich die Ressourcen von Halbkolonien aneignen.

Die globalen Ausbeutungsverhältnisse aufzuheben, liegt nicht im Interesse
der herrschenden Klasse. Statt durch Umverteilung und Planwirtschaft sollen
Krisen aufgehoben werden, indem die bürgerliche Kleinfamilie mit wenigen
Kindern zum allgemeinen Emanzipationsideal erklärt wird.

In den ärmsten Ländern der Welt ist das kaum umzusetzen, denn dort ist die
Kindersterblichkeit  hoch  und  Nachkommen stellen  die  einzige  Form der
Altersvorsorge  dar.  Auch  in  Deutschland  verlor  das  Interesse  an  vielen
Nachkommen erst an Relevanz, nachdem die Arbeiter_Innenbewegung die
Rentenversicherung erkämpft hatte.

Sollte die Pille abgeschafft werden?
Angesichts all dieser Probleme wäre es leicht, die Forderung aufzustellen,
dass solche Giftmittel wie Hormonimplantate und Verhütungsspritzen sofort
verboten  gehören.  Doch  die  Abschaffung  der  aktuellen  Verhütungsmittel
wäre  ein  komplett  falscher  Schritt,  solange  keine  besseren  Alternativen
existieren.

Wir stehen vor dem sogenannten Verhütungsparadox: Ein Verhütungsmittel
kann gleichzeitig zur Selbstbestimmung und zur Fremdbestimmung dienen,
je nachdem, zu welchen Teilen es freiwillig und aus einer selbstbestimmten
Entscheidung heraus angewendet wird, und zu welchen Teilen Zwang und
fehlende Alternativen die Ursache sind.

Umso  relevanter  ist  es  heute  für  uns,  progressivere  Forderungen  zu
vertreten  und  dem  Recht  auf  Selbstbestimmung  die  oberste  Priorität



einzuräumen. Die Frage nach der Verhütung ist essentiell für den Kampf
gegen Frauenunterdrückung. Deshalb müssen wir für die Ausweitung der
Forschung  in  medizinisch  gut  verträgliche  und  sichere,  nicht-hormonelle
Alternativen eintreten – für alle Geschlechter.

Forderungen

Kostenlosen Zugang zu sicherer Verhütung, medizinischer Beratung
und sexueller Aufklärung weltweit!
Entschädigungszahlungen  für  a l le  Betrof fenen  von
gesundheitsgefährdenden Präparaten!
Enteignung der Pharmaindustrie unter Arbeiter_Innenkontrolle! Mit
unserer Gesundheit darf kein Profit gemacht werden!
Schluss mit den erpresserischen Verfahren der Geburtenkontrolle in
halbkolonialen  Ländern!  Zugang  zu  Sozialleistungen  und
medizinischer Versorgung für alle, ohne Gegenleistung und finanziert
durch die Besteuerung der Reichen!
Kampf dem Imperialismus! Für eine revolutionäre, antikapitalistische
Bewegung  der  Jungend,  Arbeiter_Innen  und  allen  Unterdrückten
dieses Systems!

Die  Rolle  der  Pharmaindustrie
im  Kampf  um  sexuelle
Selbstbestimmung
von Erik Likedeeler, Juli 2023

Erst  vor  kurzem wurde  in  Italien  beschlossen,  dass  Verhütungspillen  in
Zukunft  kostenlos  an  Menschen  aller  Altersgruppen  ausgegeben  werden
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sollen.  Auch  in  Frankreich  bekommen unter  26-Jährige  seit  diesem Jahr
Kondome und Notfallverhütung gratis  in  Apotheken.  England geht  einen
Schritt  weiter:  Dort  sind  sämtliche  Verhütungsmittel  für  alle  kostenfrei
zugänglich.

In diesem Artikel wollen wir uns anschauen, wie die Lage diesbezüglich in
Deutschland aussieht  und was  getan  werden muss,  um die  Situation  zu
verbessern.  Denn obwohl  das Thema den meisten Jugendlichen aus dem
Sexualkundeunterricht  bekannt  sein  dürfte,  ist  das  gesellschaftliche
Bewusstsein gering, wenn es um Verhütung als Klassenfrage und die Rolle
der Pharmakonzerne geht.

Die Einführung der Pille in der BRD und DDR
Um den Stellenwert der Verhütung in Deutschland nachzuvollziehen, lohnt
sich  ein  Blick  in  die  Geschichte.  In  der  DDR  wurden  die  ersten
Verhütungspillen  ab  1965  vom  Unternehmen  Jenapharm  produziert.
Innerhalb der Sozialversicherung wurden sie ab 1972 kostenlos angeboten.
Obwohl  sich  mit  dem Namen „Wunschkindpille“  um ein  positives  Image
bemüht wurde, wurden Stimmen laut, die vor einer „gesteigerten Wollust der
Weiber“ warnten.

In der BRD wurde das erste hormonelle Verhütungsmittel ab 1961 von der
Schering AG herausgegeben, einem Vorgänger-Unternehmen des deutschen
Pharmakonzerns  Bayer.  Zunächst  wurde  die  Pille  als  Mittel  gegen
Menstruationsschmerzen  vermarktet.  Auf  die  empfängnisverhütende
Wirkung wurde nur am Rand hingewiesen, da eine negative Reaktion der
Bevölkerung befürchtet wurde.

Als  der  eigentliche  Zweck  des  Medikaments  bekannt  wurde,  wurde
tatsächlich  vermehrt  die  Befürchtung  geäußert,  hormonelle  Verhütung
würde  zum  „Aussterben  der  Deutschen“  führen.

Jahrelang  wurde  die  Pille  nur  mit  Einverständnis  des  Ehemannes  an
verheiratete Frauen verschrieben. Zudem wurden Frauenärzt_Innen gebeten,
das Mittel nur an Frauen mit mindestens zwei Kindern herauszugeben. Hier



zeigten  sich  bereits  Versuche,  durch  hormonelle  Verhütung  die
Bevölkerungsentwicklung  zu  kontrollieren,  denn  Kinder  sind  für  den
Kapitalismus  vor  allem  zukünftige  Arbeitskräfte.

Der historische Vergleich von BRD und DDR zeigt, dass es in der BRD nach
der  Einführung  der  Verhütungspille  tatsächlich  einen  Rückgang  von
Geburten gab. Dieser sogenannte „Pillenknick“ blieb in der DDR aus. Daraus
können  wir  schließen,  dass  die  Geburtenrate  nicht  als  isolierter  Faktor
betrachtet  werden sollte,  sondern dass  auch andere Faktoren eine Rolle
gespielt haben müssen.

Vielmehr lässt sich der „Pillenknick“ damit erklären, dass die Lebensmodelle
der Frauen in der BRD im Wandel waren; immer mehr gingen studieren und
arbeiten. Weil die Vereinbarkeit von Familie und Beruf kaum gewährleistet
war, fiel die Geburtenrate ab.

In  der  DDR  hingegen  wurden  zeitgleich  mit  der  Einführung  der  Pille
Kinderkrippen und Wohnungen für Familien bereitgestellt,  sowie bezahlte
Elternzeiten angeboten. Durch die erhöhte Vereinbarkeit von Familie und
Beruf wurden in der DDR auch mehr Kinder geboren, wobei natürlich auch
diese  demographische  Entwicklung  mit  einer  zusätzlichen  Belastung  der
Frauen durch Lohn- und Reproduktionsarbeit erkauft wurde.

Bayer und die Pille:  Ein weiterer Grund zur
Enteignung
Viele von uns kennen es: Schon beim ersten Besuch bei der Frauenärztin
wird uns die Pille verschrieben, ohne dass eine sorgfältige Aufklärung über
die Nebenwirkung stattgefunden hat. 8 Euro bekommen Frauenärzt_Innen
für jede Person,  die sie über Verhütung beraten –  meist  bleiben für die
Aufklärung weniger als 10 Minuten Zeit.

Durch die 68er-Bewegung wurde die Verhütungspille in der BRD zu einem
Symbol der Freiheit und Emanzipation. Dennoch ist nicht abzustreiten, dass
sie  auch heute  noch massive  Nebenwirkungen mit  sich  bringt,  wie  zum
Beispiel Thrombosen, Lungenembolien und Herzinfarkte.



Viele Nebenwirkungen sind nicht genau erforscht, wie der Zusammenhang
zu Depressionen und Suizidgefährdung. Zusätzlich wird vermutet, dass auch
die Lernfähigkeit, die Konzentration und das Erinnerungsvermögen durch die
Anwendung der Pille leiden.

In Deutschland werden jährlich Verhütungspillen im Wert von 580 Millionen
Euro  herausgegeben;  seit  Jahrzehnten  ist  Bayer  der  unangefochtene
Marktführer. Bis 2019 sind mehr als 100 Menschen durch die Bayer-Pillen
Yaz  und  Yasmin  ums  Leben  gekommen.  Zehntausende  haben  Herz-,
Gallenblasen-  und  Bluterkrankungen  bekommen.

Mittlerweile musste Bayer rund 2 Milliarden Euro Schadensersatz an die
Betroffenen und Hinterbliebenen zahlen –  doch die Produkte sind immer
noch auf dem Markt.

Seit  mehr  Erfahrungsberichte  an  die  Öffentlichkeit  geraten,  sind  viele
Anwender_Innen  von  der  Pille  desillusioniert.  Doch  auch  gegen  die  viel
beschworene  „Pillenmüdigkeit“  haben  die  Pharmakonzerne  ein  Rezept:
Hormonringe,  welche  mehrere  Wochen  lang  im  Körper  verbleiben.

Dabei  hält  sich hartnäckig der Mythos,  Hormonringe würden nur „lokal“
wirken.  Doch synthetische Hormone wirken niemals  nur lokal.  Damit  sie
Signale im Gehirn auslösen, müssen die Wirkstoffe auch dorthin transportiert
werden.  Die  Nebenwirkungen  sind  auch  hier  folgenreich:  Hormonringe
können jahrelange Nierenbeckenentzündungen zur Folge haben.

Entzugsblutung? Was soll das denn sein?
Zusätzlich  zu  all  diesen  Nebenwirkungen  ist  die  Entzugsblutung  ein
wichtiger  Faktor.  Wer  die  Pille  anwendet,  weiß  vermutlich,  dass  ein
Pillenzyklus aus 21 Tabletten mit Hormonpräparaten und 7 Placebos besteht.
Durch  die  einwöchige  Pause  wird  die  sogenannte  Entzugsblutung
herbeigeführt.  Von  medizinischer  Seite  aus  wird  meist  vermittelt,  dabei
würde es sich dabei um die Menstruation handeln.

In Wirklichkeit hat diese Blutung keinen medizinischen Nutzen und kann
sogar schädlich sein. Eine Entzugsblutung als Menstruation zu bezeichnen,



spricht Menschen das Recht ab, über die Funktionen ihres eigenen Körpers
Bescheid zu wissen.

Es  stellt  sich  die  Frage:  Warum wurde  diese  Placebo-Woche  überhaupt
eingeführt, wenn man die Pille auch bequem durchgehend einnehmen und
auf die Blutung verzichten könnte? Der ausschlaggebende Grund dafür war
die Besänftigung der katholischen Kirche, welche sich in den 1960er Jahren
gegen die Einführung der Pille wehrte. Allerdings stellt sie sich auch heute
noch  gegen  jegliche  Art  der  Verhütung,  daher  war  die  gesamte  Aktion
hinfällig, und Millionen von Menschen bluten jeden Monat ohne ihr Wissen
völlig sinnlos.

Immer noch keine Smarties: Die Pille Danach
Sollte einmal die Pille versagen oder das Kondom reißen, gibt es immer noch
die Pille Danach. Dabei handelt es sich um ein Medikament, welches den
Eisprung verhindert, und damit auch eine Verschmelzung von Eizelle und
Samenzelle sowie die Einnistung in die Gebärmutter. Deshalb zählt sie als
Verhütungsmittel,  nicht  als  Abtreibungsmittel,  obwohl  sie  nach  dem
Geschlechtsverkehr  eingenommen  wird.

Dabei ist wichtig zu wissen, dass die Unterscheidung zwischen Verhütung
und Abtreibung eine relativ neue Grenze ist, die nicht immer eine so große
Rolle  gespielt  hat  wie  heute.  Dass  ausgerechnet  die  Einnistung  in  die
Gebärmutter als der Beginn des Lebens definiert wird, ist keine biologische
Gegebenheit, sondern eine kulturelle Entscheidung.

Seit 2015 ist die Pille Danach rezeptfrei in der Apotheke erhältlich. Zuvor
musste man mit seinem Anliegen in die Notaufnahme, wenn am Wochenende
die  Arztpraxen  geschlossen  hatten.  Allerdings  sind  viele  deutsche
Krankenhäuser katholisch und verschreiben die Pille Danach nicht. Deshalb
war die Aufhebung der Rezeptpflicht ein entscheidender Schritt.

Damit  wurde  jedoch  zeitgleich  ein  „Werbeverbot“  für  die  Pille  Danach
eingeführt.  Frauenärzt_Innen  dürfen  diese  Option  nicht  ansprechen  oder
darüber informieren. Das führt zu gravierenden Wissenslücken: Nur 50% der



Frauen ist klar, dass die Pille Danach rezeptfrei erhältlich ist, mehr als jede
vierte Frau kennt sie noch nicht einmal.

Wer in  der  Apotheke nach der  Pille  Danach fragt,  wird meist  zu  einem
belehrenden Aufklärungsgespräch in ein Hinterzimmer geführt. Dabei kommt
es häufig zu Vorwürfen, Bloßstellungen und wertenden Äußerungen. Immer
wieder kommt es vor, dass Minderjährigen der Verkauf verweigert wird.

 „Die  Pille  Danach  ist  kein  Smartie!“,  formulierte  es  der  ehemalige
Gesundheitsminister Jens Spahn und sprach damit Frauen und Mädchen ab,
eine unabhängige und informierte Entscheidung über ihren eigenen Körper
zu treffen. Gleichzeitig wird durch solche Äußerungen der Stereotyp junger,
sexuell aktiver Frauen gezeichnet, welche scheinbar sorglos und leichtfertig
ungeschützten  Sex  haben,  weil  sie  danach  ja  einfach  die  Pille  Danach
nehmen könnten. Das entspricht einerseits weder der Realität, produziert
sexistische Klischees und verstärkt andrerseits die Auffassung, Verhütung sei
einzig und allein Verantwortung der Frau. An solchen Debatten zeigt sich
immer  wieder,  wie  der  Kapitalismus  versucht,  weibliche  Sexualität  zu
limitieren  und  auf  das  Ziel  der  Familiengründung  auszurichten,  da  sie
innerhalb der Familie unbezahlte Reproduktionsarbeit leisten und zukünftige
Arbeitskräfte bereitstellen.

Keine  Hormone,  keine  Probleme?  Die
Kupferspirale
Wer  sich  als  junge,  kinderlose  Frau  ohne  sichtbare  Behinderung  eine
Kupferspirale einsetzen lassen will, bekommt von Frauenärzt_Innen oft zu
hören, dass der Uterus einer kinderlosen Frau zu klein für eine Spirale sei.
Dabei empfiehlt die WHO Spiralen für Frauen und Mädchen jedes Alters, und
in anderen Ländern scheint es kein Problem mit der Uterus-Größe zu geben.
Was also ist der Grund dafür?

Eine  Ursache  liegt  in  der  Regelung,  dass  deutsche  Krankenkassen  die
Finanzierung der Spirale bis zum 22. Lebensjahr übernehmen, dafür aber nur
einen  Minimalbetrag  an  Ärzt_Innen  zahlen.  Eine  von  der  Kasse  bezahle
Spirale erwirtschaftet für die ärztliche Praxis also viel weniger Gewinn als



eine, die ab dem 23. Lebensjahr privat gezahlt wird.

Eine  Option,  die  noch  weniger  Menschen  bekannt  sein  dürfte,  ist  die
Kupferspirale  Danach.  Denn  eine  Kupferspirale  kann  ebenfalls  zur
Notfallverhütung genutzt und sogar bis zu 5 Tage nach dem ungeschützten
Geschlechtsverkehr eingesetzt werden. Sie beeinträchtigt die Beweglichkeit
der Spermien und verhindert die Einnistung einer befruchteten Eizelle in die
Gebärmutter. Obwohl sie deutlich zuverlässiger ist als die Pille Danach, wird
sie in Deutschland fast nie genutzt. Die Kosten dafür sind für viele Menschen
zu hoch, um sie spontan aufzubringen.

Problematisch ist auch, dass es noch viele Forschungslücken gibt, was die
Verhütung  mit  Kupfer  angeht:  Es  ist  nicht  bekannt,  wie  oft  die  Spirale
unbemerkt  ausgeschieden  wird  oder  wie  stark  sie  das  Risiko  für
Eileiterschwangerschaften  erhöht.  Das  Budget  für  aussagekräftige
Langzeitstudien haben nur die großen Pharmakonzerne – und die haben kein
Interesse  daran,  dass  weitere  unerwünschte  Nebenwirkungen aufgedeckt
werden.

Immer  wieder  wird  von  mangelhaften  Spiralen  und  gebrochenen
Kunststoffarmen berichtet,  die lose in der Gebärmutter herumschwimmen
und  von  Frauenärzt_Innen  herausgefischt  werden  müssen,  meist  ohne
Narkose. Erst 2018 kam ans Licht, dass zig Tausende Europäerinnen eine
brüchige  Spirale  des  Herstellers  Eurogine  eingelegt  bekommen  hatten,
welches dringend entfernt werden musste. Die meisten Betroffenen wurden
darüber nicht in Kenntnis gesetzt.

Mental Load und Verhütungsverantwortung
Selten wird  darüber  gesprochen,  dass  Verhütung mit  einem dauerhaften
Mental Load verbunden ist. Der Begriff Mental Load bezeichnet die geistige
Arbeit,  ständig  an  etwas  denken zu  müssen oder  etwas  organisieren  zu
müssen, damit die Funktionalität des täglichen Lebens gewährleistet ist.

In diesem Fall heißt das, die Verhütungsmethode auszuwählen, sich mit ihrer
Funktionsweise auseinanderzusetzen, sie fortlaufend korrekt durchzuführen



und ihre Wirksamkeit zu überprüfen. Das kann bedeuten, ärztliche Beratung
einzuholen,  die  Temperatur  zu messen,  um den Eisprung zu bestimmen,
Pillenrezepte  zu  holen,  Kondome  einzukaufen,  Schwangerschaftstests  zu
machen, sowie vor dem Sex ein Gespräch über das Thema zu beginnen. Auch
körperlich ist Verhütung in den meisten Fällen eine Belastung.

In  den  meisten  Fällen  sind  es  Frauen  und  Mädchen,  die  sich  diesen
Strapazen  aussetzen.  Dass  Frauen  mehr  Verhütungsverantwortung
übernehmen, liegt nicht nur daran, dass die meisten Verhütungsmittel für
ihre Körper entwickelt wurden – auch vor der Erfindung der hormonellen
Verhütung war das bereits der Fall.

Vielmehr liegt es daran, dass Männer und Jungen weniger Konsequenzen zu
befürchten haben, falls es zu einer ungewollten Schwangerschaft kommen
sollte. Einerseits, weil sie ihren Körper nicht der Belastung einer ungewollten
Schwangerschaft aussetzen müssen, andererseits, weil gesellschaftlich von
Müttern viel mehr elterliches Engagement verlangt wird als von Vätern.

Häufig  haben  Männer  und  Jungen  Wissenslücken,  oder  ihnen  fehlt  die
Bereitschaft, sich an der Verantwortung zu beteiligen. Beispielsweise ist die
häufigste Ursache für gerissene Kondome, dass Männer sich zu wenig mit
verschiedenen Größen, Formen und Materialien auseinandersetzen. Dadurch
kaufen bis zu 80% der Kunden das falsche Größenmodell.

Vielen Männern scheint nicht klar zu sein, dass jemand anders für sie die
Verhütungsarbeit übernimmt, die ihnen zu unangenehm, unpraktisch oder
lästig erscheint.  Sie  neigen dazu,  die  Verantwortung als  gleichberechtigt
aufgeteilt wahrzunehmen, auch wenn das nicht der Fall ist.

Und was ist mit der Pille „für den Mann“?
Trotz  dieser  Ungerechtigkeiten  haben  25  internationale  Studien  und
Umfragen der letzten Jahrzehnte gezeigt, dass die meisten Männer verhüten
wollen. Doch der gute Wille allein ist nicht genug, und immer wieder wird die
berechtigte Frage aufgeworfen: Warum gibt es noch keine Pille „für den
Mann“?  Wann  wird  die  Verantwortung  endlich  gerecht  aufgeteilt?  Denn



Kondom und Sterilisation reichen als Optionen nicht und dieser Mangel ist
eine Verletzung von reproduktiven Rechten. Gibt es denn keine Alternative?

Aktuell sind der Wissenschaft über 100 Methoden bekannt, mit denen man
für die Verhütung an Penis und Hoden ansetzen könnte. Diese Möglichkeiten
ergeben sich aus allen Stadien der Spermienproduktion: Man könnte sie am
Wachsen  hindern,  ihnen  die  Beweglichkeit  nehmen  oder  ihnen  den
Durchgang  versperren.

Eine  tatsächliche  Pille  ist  nach  dem  aktuellen  Stand  der  Forschung
unwahrscheinlich, weil Testosteron im Magen zu schnell abgebaut wird. Eine
vielversprechendere  Methode  wäre  zum  Beispiel  ein  Gel,  welches  die
Samenleiter  vorübergehend  verschließt.

Auch die wärmebasierte Verhütung hat sich bereits als effektiv erwiesen:
Beim Verhütungsring handelt es sich um einen einfachen Silikonring, mit
dem  die  Hoden  zurück  in  den  Körper  gedrückt  werden.  Durch  die
Körpertemperatur wird die Spermienproduktion außer Kraft gesetzt. Diese
Methode ist günstig, nebenwirkungsarm und umweltschonend.

In Frankreich kommt der Verhütungsring schon seit Jahren zur Anwendung,
wurde jedoch nie offiziell zugelassen. Dafür gibt es verschiedene Gründe:
Erstens ist der Ring technisch so einfach gehalten, dass die Industrie sich
nicht für ihn interessiert.  Zweitens gibt es noch große Forschungslücken
beim  Thema  Spermienproduktion:  Die  Andrologie,  der  medizinische
Fachbereich  für  Männergesundheit,  ist  bis  heute  ein  unterfinanziertes
Randgebiet.  Auch  im  Medizinstudium  wird  das  Thema  wärmebasierte
Verhütung  nicht  behandelt.

Damit  neue  Verhütungstechnologien  sich  durchsetzen  können,  bedarf  es
jedoch  einer  kompletten  Umstrukturierung  des  Gesundheitswesens:  Die
Ausbildung  unzähliger  Fachleute,  das  Errichten  von  Gesundheits-  und
Forschungszentren,  das  Durchführen  von  Langzeitstudien,  das  Drucken
neuer  Medizinlehrbücher,  die  Durchführung  von  Aufklärungskampagnen
samt  Plakaten,  Filmen  und  Werbeanzeigen.  Es  braucht  ein  über  Jahre
aufgebautes Netzwerk aus ärztlichen Praxen, Apotheken und Privatpersonen,



die das Mittel  kennen,  bewerben und verschreiben,  sowie aufklären und
beraten.

Nur  wenige  Konzerne  hätten  genug  Kapital,  um  so  ein  Projekt
durchzuführen. Aber warum sollte ein Konzern im Privatbesitz auf gut Glück
in  irgendeine  unerforschte  Technologie  investieren,  wenn  das  bisherige
Modell  blendend  funktioniert  und  so  viel  Gewinn  abwirft?  Warum neue
Vertriebswege aufmachen, wenn das gesellschaftliche Einverständnis für die
bestehenden Produkte seit Jahrzehnten gegeben ist?

Kein Luxus, sondern Grundbedürfnis
Verhütung  ist  nicht  nur  eine  körperliche,  sondern  auch  eine  finanzielle
Belastung. Eine Pillenpackung für 3 Monate kostet zwischen 20 und 60€,
eine Kupferspirale ca. 200€. Den Anspruch auf die finanzielle Übernahme
durch die  gesetzliche  Krankenkasse  haben nur  Menschen unter  22,  und
selbst  dann  kann  es  im  Einzelfall  schwierig  sein,  den  Anspruch
durchzusetzen.

Bei Hartz-4-Empfänger_Innen sind ca.  15€ pro Monat für die Gesundheit
vorgesehen und damit auch für die Verhütung. Es können zwar Anträge für
die  Kostenübernahme  von  Pille  oder  Spirale  gestellt  werden,  ein
grundsätzliches  Recht  darauf  gibt  es  aber  nicht.

Aufgrund  dieser  prekären  Situation  werden  von  einzelnen  Städten
Finanzierungsprogramme  organisiert,  z.B.  durch  Pro  Familia.  Doch  von
diesem  Angebot  wissen  nur  die  wenigsten.  Das  führt  dazu,  dass  die
Geldsummen ungenutzt liegen bleiben.

Für Jugendliche ohne finanzielle Mittel bleiben meist Hormone die einzige
Option. Denn Kondome können nicht von der Krankenkasse übernommen
werden,  weil  sie  nicht  rezeptpflichtig  sind.  Und  viele  Frauenärzt_Innen
weigern sich, jungen Menschen eine Kupferspirale einzusetzen.

Wie drastisch die Lage ist, stellte eine Studie im Auftrag der Bundeszentrale
für gesundheitliche Aufklärung fest: ein Drittel der Studienteilnehmer_Innen
verhüten aus finanziellen Gründen gar nicht. Weil mit der Inflation der Preis



für die Verhütungsmittel angestiegen ist, hat sich die Lage weiter verschärft.
Als  Folge  ist  die  Zahl  der  ungewollten  Schwangerschaften  bei
Sozialleistungsbezieher_Innen dreimal so hoch wie bei Nichtbezieher_Innen.

All diese Zahlen zeigen, dass Verhütung eine Klassenfrage ist und dass die
Barrieren für die Kostenübernahme viel zu hoch sind.

Forderungen

Eine befreite Gesellschaft kann es nicht ohne befreite Sexualität geben. Kein
Konzern  darf  seine  Profite  über  unsere  reproduktive  Gesundheit  stellen.
Dafür stellen wir folgende Forderungen auf:

Die Reformierung des Sexualkundeunterrichts, Information über alle
Verhütungs-  und  Abtreibungsmethoden,  auch  über  unbekannte
Optionen  wie  die  Spirale  Danach.
Keine  Verschreibung  von  Verhütungsmitteln  ohne  ärztliche
Aufklärung  über  die  Nebenwirkungen.  Information  auch  darüber,
dass die Entzugsblutung optional ist. Schluss mit der Moralisierung
und Beschämung bei der Pille Danach.
Die vollständige finanzielle Übernahme für alle Verhütungsmittel und
Abtreibungen  durch  den  Staat,  unabhängig  von  Alter,
Aufenthaltsstatus, Versicherung oder ärztlicher Verschreibung.
Die Finanzierung von Langzeitstudien, um sichere Verhütungsmittel
zu  gewährleisten.  Die  Entwicklung  von  nebenwirkungsarmen
Verhütungsmitteln für alle Geschlechter, gemeinsam mit dem Ausbau
der Andrologie.
Den  Ausbau  von  Kinderbetreuung,  Elternzeit  und  sozialem
Wohnungsbau, damit bei der Familienplanung tatsächlich eine freie
Entscheidung gewährleistet ist.
Enteignung  der  Pharmakonzerne!  Der  Kampf  gegen  die
Frauenunterdrückung muss mit dem Kampf gegen den Kapitalismus
verknüpft werden. Dafür brauchen wir ein Gesundheitssystem unter
Arbeiter_Innenkontrolle,  welches  sich  an  unseren  Bedürfnissen
orientiert.



5  Gründe,  warum  wir  als
Marxist_Innen  gegen  das
nordische Modell sind
Von  Leonie  Schmidt,  Juni  2023,  zuerst  veröffentlicht  in  der  Neue
Internationale  274  der  Gruppe  Arbeiter:innemacht

Nach wie vor ist  es eine relevante Diskussion in der feministischen und
linken Bubble, wie zum Sexkauf und zu Sexarbeit gestanden wird und welche
Schlussfolgerungen  daraus  gezogen  werden.  Dominierend  sind  hierbei
einerseits ein Spektrum, was Sexarbeit als Arbeit wie jede andere hinstellt
und von selbstbestimmten Dienstleister_Innen ausgeht, welche größtenteils
keine Gewalterfahrungen während ihrer Tätigkeit erleben, wohingegen auf
der  anderen  Seite  Stimmen  laut  werden,  die  alle  Sexarbeiter_Innen  zu
Opfern stigmatisieren, die wenn sie nicht direkt oder indirekt (bspw. durch
Armut  oder  Drogensucht)  gezwungen  sein  sollten,  lediglich  versuchen
würden, ihre Traumata zu verarbeiten. Diese Argumentation basiert u. a. auf
diversen Studien von Melissa Farley, welche den Anschein haben, dass alle
Personen in der Prostitution Gewalterfahrungen sowie psychische Probleme
erleben. Jedoch ist die Stichprobe von Farley höchst umstritten, da sie ihre
Interviewpartner_Innen teilweise aus Aussteigerprogrammen bezieht (u. a.
Farley  2004).  Dass  die  Personen,  die  sowieso  aufhören  wollen,  von  den
schrecklichen Zuständen berichten, die ihnen wiederfahren sind, ist logisch,
lässt aber keinen Allgemeinschluss zu. Die Personen, die dennoch Farleys
Argumentation folgen, repräsentieren oft radikalfeministische und bzw. oder
kleinbürgerliche Tendenzen und fordern auch in Deutschland eine Regelung
nach dem „nordischen Modell“.
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Einige grundlegende Annahmen
Bevor  wir  uns  dies  näher  anschauen,  wollen  wir  einige  Sachen  kurz
darstellen,  die für die Auseinandersetzung mit  diesem relevant sind.  Wir
wollen  in  diesem  Text  differenzieren  zwischen  Prostitution  und
Zwangsprostitution, da das für uns nicht dasselbe ist. Prostitution verstehen
wir  als  den  einvernehmlichen  Verkauf  direkter,  zwischenmenschlicher
sexueller Dienstleistungen, während das für Zwangsprostitution nicht gilt,
denn diese ist nicht einvernehmlich. Diese klare Trennung kann aber nicht in
jedem  Fall  getroffen  werden,  da  Zwangsverhältnisse  nicht  nur  durch
physischen Zwang, sondern auch durch ökonomische Abhängigkeiten und
Armut entstehen können.

Demnach verstehen wir Sexarbeit in einem ökonomischen Sinne jedoch als
Arbeit, in jenem Sinne, dass nicht der Körper, sondern eine Ware in Form
einer  Dienstleistung  „produziert“  wird,  wofür  die  Ware  Arbeitskraft
notwendig  ist,  wenn  die  Dienstleistung  in  einem  Lohnarbeitsverhältnis
stattfindet. Dies passiert in einem abgesteckten Rahmen, in welchem eine
zeitliche Begrenzung und eine der Praktiken festgelegt wird. Voraussetzung
dafür, dass eine sexuelle Dienstleistung verkauft wird, ist also Konsens, mit
anderen Worten: Konsens kann nicht gekauft werden. Wenngleich die Optik
der Sexarbeiter_Innen eine Rolle in ihrer Tätigkeit spielt, so gilt das ebenso
für andere Dienstleistungsberufe wie bpsw. Models oder Schauspieler_Innen,
doch auch diese verkaufen nicht ihren Körper, wenngleich dieser ein Teil der
Produktion der Dienstleistung ist. Sind die Sexarbeitenden angestellt oder
scheinselbstständig,  streicht  sich  ein/e  Kapitalist_In  bspw.  als
Bordellbetreiber_In oder Zuhälter den Mehrwert ihrer Arbeit ein, besitzt die
Produktionsmittel  (bspw.  Räumlichkeiten,  Verhütungsmittel  etc.)  und
bestimmt die Arbeitsbedingungen. Insofern kann Sexarbeit als Lohnarbeit
angesehen werden.  Das soll  nicht  verharmlosen,  dass es während dieser
Tätigkeiten nicht selten zu Gewalt und Übergriffen kommt und das auch in
einer  patriarchalen  Klassengesellschaft  keine  Seltenheit  ist,  sondern
betonen, dass Konsens lediglich die Möglichkeit eröffnet, dass Sexarbeitende
selbstbestimmt für ihre Arbeitsrechte eintreten können, insofern sie sich in
keinem Zwangsverhältnis befinden und sich genau gegen diese Gewalt und



schlechten  Arbeitsbedingungen  organisieren  können.  Das  bedeutet
außerdem, dass Sexarbeit nicht der Grund für die Unterdrückung von Frauen
und queeren Personen ist, sondern die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung
in  Produktion  und  Reproduktion  im  Kapitalismus  sowie  das  daraus
resultierende Ideal der bürgerlichen Familie und der damit einhergehenden
Geschlechterrollen.

Natürlich dürfen nicht die Augen davor verschlossen werden, dass es auch
bessergestellte Sexarbeitende gibt,  welche ohne Zuhälter_In selbstständig
agieren und mehr Freiheiten bzgl. der Arbeitsbedingungen und Gestaltung
der Dienstleistung genießen. Diese sind auch oft im öffentlichen Diskurs zu
finden  und propagieren  Sexarbeit  als  etwas  per  se  Ermächtigendes.  Sie
machen allerdings nur einen sehr geringen Teil der Sexarbeitenden aus und
somit  kann  man  von  deren  Sichtweisen  und  Erfahrungen  nicht  auf  die
Gesamtheit schließen.

Genauso gibt es auch Personen, die sich in Zwangsverhältnissen befinden.
Wie stark sie vertreten sind, ist schwer auszumachen, denn sie befinden sich
unter  dem  Radar.  Zwangsprostitution  und  Menschenhandel  stellen  klar
Verbrechen  und  Vergewaltigungen  dar  und  sind  oft  mit  Sklaverei
vergleichbar.  Zwangsprostitution  ist  grundsätzlich  abzulehnen  und  zu
bekämpfen, dies steht nicht zur Diskussion. Aber nur weil imperialistische
Mächte bis ins 19. Jahrhundert Sklav_Innen auf Baumwollplantagen quälten,
ist es keine logische Schlussfolgerung, die Forderung nach einem Verbot der
Arbeit auf Baumwollplantagen aufzustellen.

Was ist überhaupt das „nordische Modell“?
Das „nordische Modell“ wurde erstmals in Schweden in den 1990er Jahren
eingeführt und besteht grob gesagt aus 3 Säulen, welche aber von Land zu
Land  variieren  können:  Entkriminalisierung  der  Sexarbeitenden,
Kriminalisierung der Sexkäufer und Zuhälter, Förderung und Finanzierung
von  Ausstiegshilfen.  Aktiv  sind  verschiedene  Formen  des  „nordischen
Modells“ neben Schweden unter anderem auch in Norwegen, Frankreich,
Irland, Island, Israel und Kanada. Eingeführt werden diese Gesetze auf Basis
einer feministisch-humanistischen Grundlage, die davon ausgeht, dass die



Nachfrage sinken wird, sobald der Sexkauf selbst unter Strafe steht, und
somit die Sexarbeiter_Innen von alleine nach anderen Berufen suchen, dass
das  gesellschaftliche  Stigma  rund  um  Sexkauf  förderlich  ist,  um  Freier
abzuschrecken und Männer umzuerziehen, und Sexkauf in jedem Fall Gewalt
bzw. eine Vergewaltigung darstellt. Außerdem soll so Menschenhandel in den
Griff bekommen werden. Dadurch, dass das „nordische Modell“ bereits in
Kraft  getreten ist,  gibt  es  eine Datengrundlage,  um dieses  auszuwerten.
Allerdings lassen diese Daten viel Raum für Interpretation und werden ganz
unterschiedlich ausgelegt, von Befürworter_Innen des „nordischen Modells“
anders als von Leuten, die dieses ablehnen.

1.  Das  Sexkaufverbot  reduziert  nicht  die
Anzahl  der  Sexarbeiter_Innen
Ein erklärtes Ziel durch die Kriminalisierung der Sexkäufer ist, durch eine
gesunkenen Nachfrage auch das Angebot zu senken. Und so scheint es auch
in mehren Fällen zu funktionieren: In Schweden und Nordirland sank die
Anzahl der Straßenprostituierten nach der Einführung eines Sexkaufverbots.
Allerdings sank nicht die Gesamtanzahl der Prostituierten, sondern es gab
eher eine Verschiebung: in Nordirland bspw. in den Onlinebereich (Ellison et
al. 2019) und in Schweden kam es nach einem kurzen Abfall auch wieder zu
einem Anstieg in der Straßenprostitution und diese dürfte mindestens wieder
auf demselben Niveau erfolgen wie vor der Installation des Gesetzes (Global
Network  of  Sex  Work  Projects  2015).  Zudem  macht  in  Schweden  die
Straßenprostitution sowieso nur einen sehr geringen Teil der Branche aus
(ebenda).

Die Idee, Dinge würden durch Verbote verschwinden, ist aber so oder so von
vorne bis  hinten ein  Fehlschluss,  wie  man bspw.  auch beim Verbot  von
Drogen oder Alkohol sehen kann, denn konsumiert wird trotzdem, nur eben
viel unsicherer als vorher. Denn durch ein Sexkaufverbot werden eben nicht
die Strukturen, die zur Prostitution führen, ausgehebelt. Das sind zum einen
die ökonomischen Verhältnisse des Kapitalismus, die dafür sorgen, dass ein
Lebensunterhalt erworben werden muss, und zum anderen das Patriachat,
welches überhaupt erst für die gesellschaftliche Nachfrage nach Prostitution



sorgt,  verankern.  Schon Friedrich Engels  bezog die  Prostitution in  seine
Betrachtungen der Entwicklung des Patriachats mit ein. Hier wird klar, dass
dieses genau wie die bürgerliche Familie untrennbar mit dem Kapitalismus
verwoben ist und sich über alle Klassengesellschaften hin zur heutigen Form
entwickelt hat. Laut Engels bilden bürgerliche Familie und Prostitution zwei
Seiten  der  gleichen  Medaille,  da  es  bei  Ersterer  v.  a.  um  unbezahlte
Reproduktionsarbeit  bzw. Vererbung der Produktionsmittel,  bei  Zweiterer
um  sexuelle  Befriedigung  der  Freier  geht.  Diese  Teilung  zwischen
klassengesellschaftlichem  Nutzen  und  sexueller  Befriedigung  existierte
schon  in  vorkapitalistischen  Klassengesellschaften.  Bspw.  im  antiken
Griechenland  wurde  es  besonders  deutlich  mit  der  Dreiteilung  zwischen
Ehefrau, welche für Geburten und Familie zuständig war und das Haus quasi
nicht verlassen durfte,  der Hetäre für die sexuelle Befriedigung und der
Geliebten, die die Romantik ins Spiel brachte.

Diese Teilung sehen wir auch im Kapitalismus, jedoch ist es eben nur noch
eine zweifache. Die weiterhin auferlegte Monogamie, insbesondere für die
Frau, trägt also auch ihren Teil dazu bei, dass gesellschaftliche Nachfrage
nach  Prostitution  besteht.  Das  manifestiert  sich  auch  in  der
widersprüchlichen  bürgerlichen  Sexualmoral  und  dem  Madonna-Whore-
Komplex, in welchem eine reine Ehefrau für das öffentliche Ansehen  einer
perversen und zügellosen Prostituierten für das Ausleben der gesellschaftlich
geächteten  Fantasie  gegenüberstehen.  Solange  also  Kapitalismus  und
Patriachat  bestehen bleiben,  wird  es  auch eine  Nachfrage nach Sexkauf
geben.

2. Das Sexkaufverbot ist nicht hilfreich gegen
Zwangsprostitution und Menschenhandel
Eigentlich soll das Sexkaufverbot gegen Zwang, Gewalt und Menschenhandel
vorgehen, aber wie die Beispiele Irland und Island zeigen, könnte eher das
Gegenteil der Fall sein. Irland war vor der Einführung des Sexkaufverbots
auf  der  bestmöglichen  Stufe  hinsichtlich  Bekämpfung  gegen
Menschenhandel nach Einordnung des US-Außenministeriums, fiel aber um
zwei  Stufen  zurück  ebenso  wie  Island  nach  der  Einführung  des



Sexkaufverbots (United States Department of State 2017 und United States
Department  of  State  2020).  Eigentlich  liegt  es  auf  der  Hand:  durch die
Kriminalisierung wird Sexarbeit in den Untergrund gedrängt, wo zwielichtige
Gestalten das Sagen haben und Zwangsverhältnisse an der Tagesordnung
sind, was ebenso Menschenhandel fördern dürfte.

Wenn wir uns die Praxis anschauen, ist noch deutlicher, wie wenig hilfreich
das „nordische Modell“ beim Kampf gegen Menschenhandel ist. Natürlich
sind so die Hürden für Sexkäufer größer, Missstände zu melden, da sie eine
Bestrafung  fürchten  (Global  Network  of  Sex  Work  Projects  2015),
wohingegen in einem entkriminalisierten oder legalisierten Rahmen wie in
Italien  auch Freier  vermutete  Zwangsprostitution  melden (Krause-Schöne
2014).  Interessanterweise  wird  in  Italien  auch  aus  allen  politischen
Richtungen  gefordert,  das  Verbot  von  Bordellen  wieder  aufzuheben,  um
gegen Menschenhandel und Zwangsprostitution besser vorgehen zu können
(Migge 2018).

Auch die  Polizei  selber  sagt,  dass  ihre Ressourcen so unnötig  gebunden
werden, denn wenn es keinen Fokus auf Zwangsprostituierte gibt, werden
alle überprüft und es ist eben nicht so leicht nachzuvollziehen, wer das auf
Basis von Konsens tut und wer nicht (Krause-Schöne 2014).

An dieser Stelle wollen wir uns natürlich nicht auf die Argumentation der
Polizei  verlassen  genauso  wenig,  wie  wir  uns  im  Kampf  gegen  sexuelle
Gewalt auf sie verlassen können. Denn die Zahlen sprechen Bände: Selbst in
den für viele alltäglichen sexistischen gesellschaftlichen Verhältnissen führen
Anzeigen  sexueller  und  im  allgemeinen  patriarchaler  Gewalt  nicht  zu
sonderlich hohen Verurteilungen, im Gegenteil: Die Verturteilungsraten in
Deutschland sinken sogar (Schwarz 2020). Das mag an der Definition davon
liegen, wo diese Strafttatbestände beginnen, aber es liegt ebenso an den
Beamt_Innen,  die  die  Ermittlungen  schleifen  lassen  oder  Betroffene
retraumatisieren. Weswegen also sollten wir uns nun drauf verlassen, dass
die Polizei auf einmal ihre vermeintliche Rolle als Freund und Helfer ernst
nehmen  sollte?!  Aus  unserer  Sicht  besteht  ihre  Rolle  in  bürgerlichen
Demokratien darin, die herrschenden Verhältnisse zu schützen. Dazu zählen
die kapitalistischen Besitzverhältnisse genauso wie das Patriachat und die



Ausbeutung von Arbeiter_Innen. Es gibt also keinen Grund zur Annahme,
dass sie in dieser Hinsicht einmal auf der richtigen Seite stehen könnte.

3.  Das  Sexkaufverbot  schützt
Sexarbeiter_Innen nicht  gegen Gewalt  durch
Polizei  und  Freier  und  verschlechtert  die
Arbeitsbedingungen
Polizeigewalt  gegen Prostituierte  ist  somit  auch in  Ländern,  wo Sexkauf
verboten ist, keine Seltenheit. Vorkommen können bspw. sexualisierte oder
physische  Gewalt,  willkürliche  Arreste,  Bestechung,  Abnahme  von
Kondomen, keine Hilfe bei Anzeigenaufnahme, nicht konsensuelle HIV-Tests
(Platt  et  al.  2018).  Das  führt  dazu,  dass  die  Arbeitsumgebung  der
Sexarbeitenden  massiv  unsicher  wird  und  sie  isoliert  werden,  weil
gemeinschaftliche Unterstützung und Sicherheitsmaßnahmen durch andere
Sexarbeitende (das gemeinsame Anmieten einer Wohnung zum Beispiel) oder
sogar romantische Beziehungen als Zuhälterei gewertet werden könnten. Des
Weiteren gaben 70 % der befragten Sexarbeiter_Innen in einer Studie in
Frankreich, wo auch ein Sexkaufverbot gilt, an, dass sich ihr Verhältnis zur
Polizei entweder verschlechtert habe oder es keine Verbesserung zu vorher
gab (Le Bail  et  al.  2019).  Ebenso können 38 % der  Sexarbeitenden die
Verwendung von Kondomen schlechter durchsetzen (ebenda), was zu einer
erhöhten  Wahrscheinlichkeit,  sich  HIV  oder  andere  sexuell  übertragbare
Krankheiten einzufangen, führen kann (Platt et al. 2018).

Des  Weiteren  wird  das  Screening  der  potentiellen  Sexkäufer  durch  das
„nordische Modell“ massiv erschwert (Global Networkt of Sex Work Projects
2015), was dazu führt, dass zwielichtige Kunden nicht einfach so aussortiert
werden können. Gleichfalls sanken die Preise und Sexarbeitende sehen sich
gezwungen, Kunden zu bedienen, die sie unangenehm finden, und Praktiken
außerhalb  ihrer  Grenzen  durchzuführen  aufgrund  der  erhöhten
Konkurrenzsituation (ebenda). Wir können also sehen: Selbst wenn offiziell
die Sexarbeitenden nicht Opfer des „nordischen Modells“ sein sollen, so sind
sie  es  doch  am Ende,  auf  deren  Rücken bürgerliche  Moralvorstellungen



verhandelt werden und deren Leben zusätzlich erschwert wird. Deswegen
setzen  wir  uns  für  eine  gewerkschaftliche  Organisierung  der
Sexarbeiter_Innen ein, wie es auch mancherorts in der Gewerkschaft ver.di
der  Fall  ist.  So  kann  ein  selbstbestimmter  Kampf  für  bessere
Arbeitsbedingungen  (gegen  Lohndumping  durch  festgeschriebene,
angemessene  Entlohnung  der  Arbeit,  bestimmt  durch  die  Arbeiter_Innen
se lbs t )  i nk lus i ve  Schutzmaßnahmen  (bspw.  in  Form  von
Selbstverteidigungskomitees)  geführt  werden.

4.  Die  Ausstiegsangebote  richten  sich  nicht
nach  den  realen  Bedürfnissen  der
Sexarbeiter_Innen
Eine Sache, die immer wieder von Befürworter_Innen betont wird, ist, wie
toll doch die Ausstiegsangebote als eine der Säulen des „nordischen Modells“
sind. Doch schaut man sich diese genauer an, wird man schnell feststellen,
dass diese alles andere als wirksam sind. So sind Zugänge zu den Angeboten
in Schweden einerseits dadurch erschwert, dass an ihnen nur teilnehmen
kann,  wer  sofort  mit  der  Prostitution  aufhört.  Das  ist  offensichtlich
unrealistisch, weil es für viele aus finanziellen Gründen nicht unmittelbar
möglich ist. Außerdem gilt die Möglichkeit in Schweden lediglich nur für
Staatsbürger_Innen, wohingegen Personen mit Migrationshintergrund statt
Hilfsangeboten eben mal die Abschiebung droht (Vuolajärvi 2019). Das führt
sogar zu einer Praxis, in welcher Polizeibeamt_Innen mit Absicht nach nicht-
schwedischen Personen suchen,  um diese leichter  abschieben zu können
(ebenda).  Das  „nordische  Modell“  wird  an  dieser  Stelle  also  völlig
zweckentfremdet und offenbart auch hier wieder die eigentlichen Interessen
von  Polizei  und  herrschender  Klasse.  Auch  in  Frankreich  sind  die
Ausstiegsangebote alles andere als beliebt: Teilweise nahmen weniger als
100 Personen an den Programmen teil (Berufsverband erotische und sexuelle
Dienstleistungen 2021).



5. Das Sexkaufverbot verschiebt das Problem
Wie bereits dargestellt,  verschiebt das Sexkaufverbot die Tätigkeit  in die
Illegalität  und  liefert  somit  die  Sexarbeitenden  dubiosen  Freiern  und
Zuhältern  schutzlos  aus  und  erschwert  den  Zusammenschluss  von
Sexarbeitenden, um kollektiv für ihre Rechte einzutreten, massiv. Aber das
Problem  wird  nicht  nur  innerhalb  der  Länder  verschoben,  sondern  das
„nordische  Modell“  fördert  auch  Sextourismus  in  zumeist  halbkoloniale
Länder, wo die Arbeitsbedingungen viel eher sklavenartig sind und es fast
ausschließlich Zwangsprostitution gibt. Denn die Freier verlieren nicht auf
einmal ihre Nachfrage nach gekauftem Sex, nur weil er auf einmal verboten
ist,  und  fahren  lieber  in  den  Urlaub,  um  dort  ihren  Bedürfnissen
nachzugehen.

Das „nordische Modell“ ist letztlich ein Weg in die Sackgasse, weil es die
Verhältnisse, die es zu bekämpfen vorgibt, nur illegalisiert und verlagert. Es
stellt  ironischer  Weise  an  ein  patriarchales  System  die  Aufgabe,  eine
Tätigkeit  abzuschaffen,  von  welcher  es  insbesondere  auch  profitiert.
Außerdem ist es realitätsfern zu glauben, dass der bürgerliche Staat wirklich
das  Interesse  verfolgt,  Sexarbeit  abzuschaffen,  ohne  Sexarbeitende  zu
kriminalisieren, und es überhaupt möglich ist, diese Arbeit, genauso wie ganz
grundsätzlich die Lohnarbeit, innerhalb des Kapitalismus abzuschaffen.

Fazit: Vier Ansatzpunkte
Was aber ist nun die Lösung? Grundsätzlich müssen wir als Marxist_Innen an
vier  Punkten  ansetzen.  Erstens  müssen  wir  Seite  an  Seite  mit
Sexarbeiter_Innen für die komplette Entkriminalisierung und gegen jegliche
Repression  von  staatl icher  Seite  kämpfen  sowie  für  bessere
Arbeitsbedingungen und Selbstorganisierung (natürlich auch in Form von
Selbstverteidigungsstrukturen) eintreten, denn nur wenn die Sexarbeit ohne
Zuhälterei  und Kriminalisierung organisiert  ist,  kann überhaupt erst  eine
Kontrolle  über  die  Verkaufs-  und  Arbeitsbedingungen  durch  die
Sexarbeiter_Innen selbst durchgesetzt werden. Das inkludiert natürlich nicht
nur  die  Selbstorganisierung am Arbeitsplatz,  sondern  schließt  auch  eine
gewerkschaftliche Organisierung mit ein (wie es sie zeitweise bei ver.di in



Hamburg gab), um größeren Druck im Kampf gegen Diskriminierung und für
Arbeiter_Innenrechte auszuüben, der Vereinzelung der Sexarbeitenden und
der Stigmatisierung entgegenzuwirken.

Auf der anderen Seite ist es aber natürlich auch notwendig, den Personen,
welche unter dem ökonomischen Zwang und den teilweise sehr schlechten
Arbeitsbedingungen  leiden,  eine  Möglichkeit  zu  bieten,  ohne  größere
Probleme auszusteigen. Dahingehend müssen wir uns für kostenfreie und
seriöse  Beratungsstellen  und  bezahlte  Umschulungen,  Aus-  und
Weiterbildungen  für  berufliche  Alternativen  einsetzen.  Nur  wenn  der
ökonomische Zwang und die Illegalisierung entfallen, können Ausstieg und
Umschulung eine attraktive reale Option werden. Ansonsten bleiben sie eine
schöne, aber letztlich leere Versprechung.

Egal,  wofür  sich  die  individuelle  Person  entscheidet,  es  gilt  das
Selbstbestimmungsrecht  über den eigenen Körper und sie  sollte  in  ihrer
Entscheidung unterstützt werden, natürlich ohne einerseits die Sexarbeit zu
stigmatisieren oder andererseits sie zu romantisieren.

Um Zwangsprostitution insbesondere in Kombination mit Menschenhandel
entgegenzuwirken, müssen wir uns neben ihrem Verbot auch für offenen
Grenzen und Staatsbürger_Innenrechte für alle einsetzen, denn nur so kann
den Versprechungen eines besseren Lebens in einem fremden Land unter
Kontrolle von Mafiastrukturen entgegengewirkt werden.

Langfristig muss das Ziel von Marxist_Innen darin bestehen, die materielle
gesellschaftliche Basis umzugestalten und somit die ökonomischen Zwänge
zu  zerstören,  die  Menschen  dazu  nötigen,  sexuellen  Dienstleistungen
aufgrund von Gewalt oder Not nachzugehen. Es wäre allerdings verkürzt und
nicht  hilfreich,  ein  Verbot  zu  fordern,  da  sich  Prostitution,  wie  bereits
beschrieben,  nicht  einfach  abschaffen  lässt,  zumal  nicht  innerhalb  einer
kapitalistischen und patriarchalen Gesellschaft, die diese erst hervorgebracht
hat.  Dementsprechend ist  es natürlich auch nötig,  eine Massenbewegung
aufzubauen,  in  welcher  Sexarbeiter_Innen  Seite  an  Seite  mit  allen
Unterdrückten gemeinsam für das Ende von Kapitalismus und Patriarchat
kämpfen können, ohne stigmatisiert zu werden.



Zwei andere Artikel  zum Thema Sexarbeit,  der sich mit  einigen anderen
Fragen beschäftigen:

Sexarbeit und Prostitution im Kapitalismus

OnlyFans – Sexarbeit ohne Zwänge?
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Keine Sexualität, kein Problem?
–  Über  Asexualität  und  echte
sexuelle Befreiung
Von Erik Likedeeler, April 2023

„I was angry at the world for making me hate who I was. It was all because of
that, that this new identity felt like a loss, when in reality, it should have been
a  beautiful  discovery.”  So  beschreibt  Georgia,  die  Hauptfigur  aus  Alice
Osemans Jugendroman „Loveless“, ihre Erkenntnisse zum Coming Out als
asexuell und aromantisch.

Ihre  Gefühle  des  Verlustes  und  Selbsthasses  sind  in  der  asexuellen
Community  kein  Einzelfall:  Ohne  sexuelle  Anziehung  zu  leben,  kann
beängstigend sein in einer Welt, in der Sex einen Warencharakter hat und
Desinteresse  mit  Gefühlskälte  gleichgesetzt  wird.  Die  Befürchtung,  nicht
„normal“  zu  sein,  ist  verständlich  in  einer  Welt,  in  der  Anpassung
scheinbaren Schutz vor Diskriminierung bietet. Auch das Gefühl, die eigene
Zukunft zu verlieren, ergibt sich unmittelbar aus einer Gesellschaft, die viel
Spannung und Drama künstlich aus Sexualität herauszieht.

Asexualität  wird  häufig  als  irrelevanter  Aspekt  der  queeren  Identität
eingeordnet und nur selten als Ursache für Diskriminierung erkannt. Doch es
gibt viele Arten, auf die sexuelle Befreiung im Kapitalismus verhindert wird.
Wie asexuelle Menschen davon betroffen sind und wie dagegen vorgegangen
werden kann, soll in diesem Artikel dargestellt werden.

„Keine Angst, das kommt schon noch“: Outing

https://onesolutionrevolution.de/keine-sexualitaet-kein-problem-ueber-asexualitaet-und-echte-sexuelle-befreiung/
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und Jugendunterdrückung
Einerseits  werden Jugendliche durch Beschämung,  Tabuisierung,  Verbote
und Homofeindlichkeit  daran gehindert,  ihre Sexualität  frei  zu erkunden.
Andererseits wird ihnen Sexualität als biologisch alternativlos vermittelt: als
etwas Selbstverständliches, das sie unweigerlich eines Tages tun werden. Im
Sexualkundeunterricht wird davon gesprochen, sich Zeit zu lassen und auf
„die richtige Person“ zu warten. Doch dass ein „Nein“ auch eine dauerhafte
Option sein darf, wird selten vermittelt.

Jugendliche, die sich als asexuell outen, bekommen häufig unterstellt,  sie
wären „Spätzünder_Innen“ und würden ihre Präferenzen ändern, wenn sie
älter wären. Das passt perfekt in das Vorurteil, Jugendliche wären impulsive
und entscheidungsunfähige Opfer ihres Hormonhaushalts. Es wird so getan,
als  wüssten  Jugendliche  so  wenig  über  sich  selbst,  dass  ihre  aktuelle
Identität  wertlos  wäre  und  sie  eines  Tages  als  völlig  andere  Menschen
aufwachen könnten. Viele Jugendliche kennen ihre Gefühle und Bedürfnisse,
bekommen jedoch beigebracht, sich selbst nicht zu vertrauen. Das ist der
Grund, warum asexuelle Menschen im Durchschnitt länger als andere queere
Personen brauchen, um ihre sexuelle Orientierung herauszufinden.

 „Hattest  du  schon  einmal  Sex?“  ist  eine  häufige  Fangfrage,  bei  der
asexuellen Menschen abverlangt wird, möglichst viele negative Erfahrungen
vorzuweisen. Sie sollen ihre ganze Jugend lang leiden, an sich zweifeln und
sich traumatisieren lassen, bevor sie erwarten dürfen, dass ihnen geglaubt
wird. Die Behauptung, sie hätten einfach noch nicht „den_die Richtige_n“
gefunden, ist nutzlos und irrelevant. Es ist makaber, von asexuellen Personen
zu  verlangen,  sie  sollten  ihr  ganzes  Leben  auf  der  Suche  nach  etwas
verbringen,  das  es  ihnen  ermöglicht,  sich  an  unterdrückerische  sexuelle
Normen anzupassen.

„Du  hast  bestimmt  ein  leichtes  Leben“:
Asexualität  ist  kein  Ausweg  aus  dem



Patriarchat
Asexuelle Menschen werden regelmäßig als naiv und unreif abgestempelt.
Das Recht auf Selbstbestimmung und Vernunft wird ihnen abgesprochen.
Hier zeigt sich die sogenannte Chrononormativität: die Idee, dass Menschen
ihr Leben nicht nach ihrem eigenen Tempo leben sollten, sondern dass es
Meilensteine gibt, die ab einem bestimmten Alter erreicht werden müssen,
wie zum Beispiel das „Erste Mal“. Dieser Kampf gegen unsichtbare Deadlines
wird  im  Kapitalismus  absichtlich  provoziert,  um  Menschen  effizienter
auszubeuten.

Häufig müssen asexuelle Menschen sich herablassende Kommentare darüber
anhören, wie „einfach“ ihr Leben doch wäre. Aber Asexualität ist nur dann
einfach, wenn sie auf einen einzigen Satz heruntergebrochen wird, wie es in
Mainstream-Medien  oft  der  Fall  ist.  Genau  wie  jede  andere  sexuelle
Orientierung  hat  Asexualität  viele  Facetten  und  sexuelle  Anziehung  zu
empfinden  ist  keine  mystische  Schwelle,  die  den  Unterschied  zwischen
Kindheit und Erwachsensein markiert.

Asexualität ist keine Freikarte, um der Unterdrückung durch das Patriarchat
zu  entkommen.  Tatsächlich  sind  asexuelle  Menschen  massiv  von
sexualisierter  Gewalt  betroffen.  Durch  die  anerzogene  Verunsicherung
gegenüber den eigenen Bedürfnissen geraten sie leicht an manipulierende
Täter_Innen,  die  ihre  Verletzlichkeit  ausnutzen,  um ihnen  Schuldgefühle
einzureden.  Nicht  selten  kommt  die  Gewalt  in  Form  von  „korrektiver“
Vergewaltigung daher, mit dem Ziel, die Person wieder „normal“ zu machen.

Viele  asexuelle  Menschen erlernen ein  hypersexuelles  Verhalten,  um die
eigene Orientierung vor sich selbst und anderen zu verstecken. Sie erfahren
weder von Asexualität, noch von Konsensprinzipien wie „Nur Ja heißt Ja“.
Deshalb wachsen sie mit dem beängstigenden und verstörenden Gedanken
auf, eines Tages Sex haben zu müssen. Miranda Fricker bezeichnet das als
hermeneutische  Ungerechtigkeit:  Sprache  und  Diskurse  sind  von  den
Belangen der Herrschenden geprägt, deshalb haben unterdrückte Menschen
kaum  Möglichkeiten,  ihre  eigene  Unterdrückung  zu  erkennen,  über  sie
nachzudenken und sie sprachlich auszudrücken.



„Empower dich doch einfach“: Was bedeutet
sexuelle Befreiung?
Die rückständigsten Teile des bürgerlichen Familienideals abzulehnen, gilt
mittlerweile  als  aufgeklärt  und  emanzipiert.  Doch  ein  gewisses  Maß  an
harmloser „Ich mag den Valentinstag nicht“-Rebellion darf nach wie vor nicht
überschritten werden. So gilt Sexualität immer noch als unverzichtbarer Teil
jeder romantischen Beziehung.

In  linken  Strukturen  werden  insbesondere  asexuelle  Frauen  oft  als
verklemmt abgestempelt. Sie gelten als Objekte des Mitleids, die sich noch
von anerzogener Prüderie und Scham befreien müssen. Kein aufregendes
Sexualleben  vorweisen  zu  können,  wird  mit  konservativen  Ansichten
gleichgesetzt. Weibliche Sexualität soll kultiviert werden, um „feministische“
Politik  zu  performen  –  damit  auch  Frauen  Sex  konsumieren  und  sich
„empowert“ fühlen können. Das Patriarchat wird dabei als der einzige valide
Grund genannt, warum manche Frauen keinen Sex haben möchten.

Es wird an der Idee festgehalten, dass gesellschaftlich tabuisierte Formen
von Sex, wie z.B. BDSM, einen Menschen inhärent befreiter machen würden.
Das Bedürfnis, Sex zu einer lässigen Performance werden zu lassen, um sich
selbst als aufgeschlossen zu inszenieren, hängt damit zusammen, dass die
politisch  Konservativen  sich  in  der  Öffentlichkeit  auch  gern  sexuell
konservativ  präsentieren.

Es stimmt, dass sexuelle Praktiken Menschen dabei helfen können, Scham
abzubauen und sich in ihrem Körper selbstbewusst zu fühlen und natürlich
unterstützen wir die freie sexuelle Entfaltung aller Menschen- insofern sie
das Bedürfnis danach haben. Doch Sex allein hat nicht die Macht dazu, die
Welt  zu einem gerechten Ort  zu machen.  Er ist  keine antikapitalistische
P r a x i s ,  d i e  a u f  m a g i s c h e  W e i s e  g e s e l l s c h a f t l i c h e
Unterdrückungsmechanismen  aushebeln  könnte.

„Wer zweimal mit derselben pennt…“: Sex als



Waffe gegen Krieg und Faschismus?
Schon die 68er-Bewegung definierte die sexuelle Befreiung damit, möglichst
viel  unverbindlichen Sex zu haben und betrachtete dies als Mittel  gegen
Krieg und Unterdrückung. Diese Idee mag sich richtig anfühlen, ist jedoch
fehlgeleitet. Wie Angela Chen schreibt: „The revolution will not come on the
tidal wave of your next multiple orgasm, on the floor of your communal living
space. It will only happen if you have an actual plan for destroying systems of
oppression and exploitation.” Asexualität ist kein politisches Versagen, das
überwunden werden muss, sondern eine Identität, die respektiert gehört.

Auch  psychoanalytische  Ansätze  versuchen,  Sex  als  Patentlösung  zu
verkaufen und jedes gesellschaftliche Problem in Bezug darauf zu erklären.
Die Idee der 68er, mit einer „befreiten“ Sexualität die Antikriegsbewegung
zu  stärken,  geht  auf  den  Freud-Schüler  Wilhelm  Reich  zurück.  Dieser
glaubte,  eine  unterdrückte  Sexualität  wäre  die  Ursache des  Faschismus.
Doch der Faschismus ist in den materiellen Verhältnissen einer Gesellschaft
begründet. Er ist ein Phänomen des Imperialismus und das letzte Mittel zur
Niederschlagung des Klassenkampfes. Ihn mit unterdrückter Sexualität zu
begründen,  ist  eine  faule  Erklärung  für  ein  komplexes  Phänomen.  Das
menschliche  Verhalten  ist  vielfältiger  als  das  und  es  ist  übergriffige
Spekulation,  Menschen  heimliche,  unbewusste  sexuelle  Wünsche  zu
unterstellen.

Nicht  selten müssen asexuelle  Menschen sich auf  respektlose Weise  mit
sogenannten Incels vergleichen lassen. Häufig wird davon ausgegangen, ein
Mangel an Sex hätte die extrem frauenverachtenden Incels zu frustrierten
Sexisten  und  Faschisten  gemacht.  Dabei  wird  ausgeblendet,  dass  das
traditionelle  Bild  des  Mannes  als  Ernährer  und  Beschützer  angesichts
kapitalistischer Krisen und sich wandelnder Rollenbilder ins Wanken geraten
ist.  Incel  zu  werden ist  nicht  die  Folge  von zu  wenig  Sex,  sondern  die
Ausweitung einer Sozialisation, in der Abwertung und Erniedrigung Teil des
Systems sind und man als Jugendliche_r oder Arbeiter_In ständig Angst vor
dem Abstieg haben muss. Unterdrückungsformen wie Sexismus lassen uns
dabei  die Schuldigen in anderen Teilen der Arbeiter_Innenklasse suchen,
anstatt  bei  den Kapitalist_Innen,  die  tatsächlich von unserer  Ausbeutung



profitieren. In unterdrückerischen Verhältnissen ist die Incel-Ideologie ein
leichter Weg, um sich selbstwirksam zu fühlen. Dieses toxische Verhalten
führt mitunter dazu, dass sexuelle Erfolge ausbleiben und nicht umgekehrt.

„Bist  du  eigentlich  depressiv?“:  Asexuelle
Menschen sind nicht krank!
Unsere Gesellschaft wird von der gewaltvollen Norm strukturiert, dass alle
Menschen romantische und sexuelle  Anziehung spüren sollen.  Wer diese
Erwartung nicht erfüllen kann oder möchte, wird schnell für krank erklärt,
also pathologisiert. Genau wie es früher bei Homosexualität der Fall war,
wird  Asexualität  oft  als  Traumafolge  verbucht.  Allerdings  gibt  es  keine
wissenschaftliche  Studie,  die  beweisen  kann,  dass  Trauma  die  sexuelle
Orientierung ändern kann.

Auch für Depressionen ist fehlendes Interesse an Sex ein Diagnosekriterium.
Normerfüllende,  romantisch-sexuelle  Beziehungen  werden  von
Therapeut_Innen  als  Beweis  dafür  gesehen,  dass  sich  soziale  Ängste
verringert haben. Eine bestimmte Art von menschlicher Intimität als Idealfall
zu verbuchen, führt zu Fehldiagnosen und falschen Behandlungen. Für trans
Personen können „falsche“ Antworten auf die Abfrage der Sexualität  zur
Verweigerung der Behandlung führen, weil davon ausgegangen wird, dass
sexuelle „Erfüllung“ und psychische Gesundheit sich proportional zueinander
verhalten.

40%  der  asexuellen  Menschen  wurde  schon  einmal  angeboten,  sie  zu
„heilen“.  Für  Menschen  mit  geringem  sexuellem  Verlangen  gibt  es  die
Diagnose  HSDD  (hypoactive  sexual  desire  disorder),  umgangssprachlich
Frigidität  genannt.  Nach  dem  DSM-4,  einem  wichtigen  psychiatrischen
Leitfaden, konnte HSDD bis 2013 selbst dann diagnostiziert werden, wenn
ausschließlich  der_die  Partner_In  darunter  litt.  Seit  der  Erscheinung des
DSM-5 wird die Störung nur noch diagnostiziert,  wenn die Person selbst
leidet und sich nicht als asexuell identifiziert.

Auch diese neuen Diagnosekriterien ergeben wenig Sinn. Keine oder wenig
sexuelle Anziehung zu verspüren, ist  keine Krankheit,  unabhängig davon,



welches  Wort  dafür  verwendet  wird.  Der  Unterschied  zwischen  einer
psychischen Krankheit und einer sexuellen Orientierung besteht nicht darin,
wie eine Person sich damit fühlt. Ist ein schwuler Mann nur dann schwul,
wenn er mit seiner Homosexualität glücklich ist?

HSDD  und  Asexualität  haben  unterschiedliche  intellektuelle  Ursprünge.
HSDD  stammt  aus  dem  medizinischen  Bereich,  während  Asexualität  im
Bereich  der  sozialen  Gerechtigkeit  verwurzelt  ist.  Bei  der  Diagnose  von
HSDD sind Ärzt_Innen die Autorität, während asexuelle Menschen betonen,
dass jeder Mensch selbst entscheiden muss. Bei HSDD wird eine Abweichung
zum Problem erklärt, bei der Asexualität geht es darum, Vielfalt zuzulassen,
auch wenn sie sich unbequem anfühlt.

Asexuelle  Menschen glauben nicht  an  eine  moralische  Verpflichtung zur
Steigerung des sexuellen Verlangens. Sie kritisieren, dass Menschen ihre
Asexualität  erst  dann  akzeptieren  dürfen,  wenn  eine  „Heilung“
ausgeschlossen  wurde.  Die  HSDD-Diagnose  ist  nutzlos,  weil  es  eine
sinnvollere  Alternative  gibt:  zu  akzeptieren,  dass  das  Leid  durch
Stigmatisierung  zustande  kommt,  und  gegen  diese  Diskriminierung
anzukämpfen.

„Das  ist  doch  keine  gesunde  Beziehung“:
Diskriminierung  durch  den  Staat
Die Diskriminierung gegen asexuelle Menschen wird auch von staatlicher
Seite getragen: Die Kosten für eine künstliche Befruchtung werden nur in
heterosexuell  gelesenen  Partner_Innenschaften  von  der  Krankenkasse
übernommen, bei denen der „natürliche Weg“ nicht funktioniert.  Auch beim
Adoptionsverfahren muss eine „stabile“ Ehe vorgewiesen werden. Dazu zählt
üblicherweise auch körperliche Intimität.

Wenn  eine  verheiratete  Person  keine  deutsche  Staatsbürger_Innenschaft
besitzt,  kann  der  Verdacht  aufkommen,  dass  sie  diese  über  die  Heirat
erlangen wollte.  Menschen in Ehen mit  getrennten Schlafzimmern haben
kaum eine Möglichkeit zu beweisen, dass es sich nicht um eine Scheinehe
handelt.  Daran  zeigt  sich,  wie  willkürlich  Beziehungsnormen



zusammengewürfelt sind. Heutzutage fallen getrennte Schlafzimmer unter
den Begriff „Eheproblem“, früher waren sie im Bürgertum die Norm. Daran,
wie vielen gesetzlichen, kulturellen und moralischen Erwartungen Sexualität
unterworfen ist,  lässt  sich leicht  erkennen,  dass sie  alles  andere als  die
„natürlichste Sache der Welt“ ist.

Fazit
Asexuell zu sein ist mühsam in einer Welt, die Sex als das Highlight einer
jeden Beziehung markiert.  Doch sexuelle Interaktion ist  nicht die einzige
bedeutungsvolle  Verbindung,  die  Menschen  in  ihrem  Leben  eingehen
können. Sie ist weder die Quelle des höchsten Glücks, noch der ultimative
Beweis  dafür,  dass  Menschen  sich  lieben.  Die  Verbundenheit  zu
Freund_Innen, Familie, Natur, Sport, Wissenschaft, Politik oder Kunst ist für
viele Menschen ein ebenso erfüllender Teil des Lebens.

Ziel der sexuellen Befreiung ist, dass es eines Tages selbstverständlich und
leicht sein wird, ohne Zwang oder Rechtfertigung nach Konsensprinzipien zu
leben.  Wenn  soziale  Skripte  wie  das  Ideal  der  bürgerlichen  Familie
absterben, kann Sexualität vom Profitdruck gelöst werden. Das heißt,  sie
wird nicht länger als Marketingstrategie ausgeschlachtet werden oder ein
Werkzeug sein, um den Nachschub an Lohnarbeitenden sicherzustellen. Eine
Gesellschaft, die Asexualität vollends akzeptieren möchte, muss sich nicht
nur  von  hierarchischen  Beziehungsformen,  Vergewaltigungskultur  und
oberflächlichen  Vorstellungen  von  vertraglichem  Konsens  verabschieden,
sondern letztendlich auch von Leistungsdruck, kapitalistischer Ausbeutung
und Profitmaximierung, sowie von geschlechtlicher Arbeitsteilung. 

Deshalb fordern wir:

Gegen  die  Vergewaltigungskultur!  Für  einen  inklusiven
Sexualkundeunterricht, der eine Vielfalt an sexuellen Orientierungen
vermittelt und sich an Konsensprinzipien orientiert.
Für  den  vollen  Zugang  zu  Elternschaft,  Adoptionsrechten  und
reproduktionsmedizinischen  Behandlungen  auch  für  queere



Menschen.  Gegen  das  Ideal  der  bürgerlichen  Familie  und  die
kulturelle  Überhöhung  von  Sexualität.
Gegen  Konversionstherapien,  korrektive  Gewalt  und  die
Pathologisierung von Asexualität. Für eine echte sexuelle Befreiung,
auch für Jugendliche.
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Geschlechterrollen,
Familienideal  &
Kommodifizierung:  Sind  Liebe
und Sexualität  im Kapitalismus
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Heute, am 14. Februar, wird vielerorts der Valentinstag gefeiert, an dem sich
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Pärchen gegenseitig beschenken oder einander auf viel zu teure Dates in
noble Restaurants einladen. Manche beschließen von vorneherein, da nicht
mitzumachen,  weil  sie  schon  ein  Bauchgefühl  haben,  dass  die
Kommerzialisierung von zwischenmenschlichen Beziehungen befremdlich ist.
Manche  Feminist_Innen  kritisieren,  dass  cis  Männer  lieber  Blumen
verschenken, anstatt den Gender Orgasm Gap zu schließen, welcher sich auf
die  Tatsache  bezieht,  dass  Frauen  in  heterosexuellen  Beziehungen  um
einiges  seltener  zum  Orgasmus  kommen  als  ihre  Partner.  Häufig  wird
suggeriert, die 68er Bewegung hätte die Sexualität befreit und jede_r dürfte
sowieso  jede_n lieben.   Doch nicht  nur  am Valentinstag  sind  Liebe  und
Sexualität  eng  mit  dem Kapitalismus  verwoben.  Sie  sind  nicht  frei  von
unserer  Gesellschaftsordnung,  und  erfüllen  im  Kapitalismus  bestimmte
Funktionen,  Das  wollen  wir  uns  in  diesem  Artikel  näher  anschauen.

Liebe und Sexualität sind nicht frei
Beginnen wir mit der Grundlage: Während unserem Sozialisierungsprozess
wird  uns  beigebracht,  das  höchste  aller  Ziele  wäre  eine  monogame,
heterosexuelle  Paarbeziehung,  aus  welcher  bestenfalls  eine  Familie  mit
Kindern  wird.  Diese  Idee  manifestiert  sich  in  den  Medien,  im
Freund_Innenkreis,  und  wenn  die  Großeltern  nachbohren,  ob  man  denn
endlich in einer Beziehung sei. Auch, wenn wir anfangen, einen Menschen
interessant zu finden, kommt von allen Seiten die Erwartung auf, dass diese
Gefühle  in  etwas  ‚Handfestem‘  resultieren  müssen.  Dieses  Ideal  ist
ausschließend für alle, die es nicht erfüllen können oder wollen, zum Beispiel
LGBTIA+  Personen,  insbesondere  Personen  auf  dem  asexuellen  und
aromantischen Spektrum.  Aber  auch polyamoröse Personen und alle,  die
noch  nicht  die  ‚richtige‘  Person  gefunden  haben,  werden  unter  Druck
gesetzt.

Zu diesem Ausschluss kommen noch Erwartungen an alle Personen in Form
von Geschlechterrollen.  Diese  sind  gesamtgesellschaftlich  vertreten,  aber
besonders  im  Bereich  der  Romantik  und  Sexualität  anzutreffen.  Dazu
gehören zum Beispiel die Annahme, Frauen müssten beim Sex immer frisch
rasiert sein, oder das Narrativ, Männer wären genervt, wenn Frauen sie zu



sehr  kritisieren.  Besonders  perfide  sehen  wir  Rollenerwartungen  bei
Schönheitsidealen,  durch  die  gerade  Frauen  extrem  viel  Geld  ausgeben
müssen,  um  an  ein  unerreichbares  Ideal  heranzukommen.  Außerdem
herrscht maßgeblich unter Frauen ein starker misogyner Konkurrenzkampf,
der einige dazu bringt, sich mithilfe von Abwertung und Selbstvermarktung
über vermeintliche Gegenspielerinnen zu erheben.

Bürgerliche Sexualmoral
Auch die bürgerliche Sexualmoral sorgt dafür, dass Liebe und Sexualität im
Kapitalismus  nicht  frei  sind,  sondern  prüde  und  moralisierend.  Über
Sexualität  darf  zwischen  Sexualpartner_Innen  kaum  offen  gesprochen
werden.  Die  meisten  Äußerungen  müssen  aus  ironischer  Distanz  heraus
erfolgen,  da  ehrliche  Bekenntnisse  zu  Slutshaming  führen  können.  Im
schulischen Aufklärungsunterricht geht der Inhalt über einfache, teils falsche
Beschreibungen  der  Vorgänge  und  knappe  Erklärungen  klassischer
Verhütungsmethoden  nicht  hinaus.  Außerdem  geht  die  bürgerliche
Sexualmoral  davon aus,  dass es eine normale,  brave,  heterosexuelle  und
monogame Sexualität gäbe, welche sich von einer anormalen und perversen
Sexualität grundlegend unterscheiden würde. Diesen Gegensatz sieht man
zum Beispiel im Madonna-Hure-Komplex. In der psychoanalytischen Literatur
wird  mit  diesem Begriff  beschrieben,  dass  cis  Männer  gewisse  sexuelle
Praktiken nicht mit ihrer Ehefrau oder Freundin ausführen können, oder sie
gar nicht erst begehren können. Hingegen können sie sie mit einer Frau
umsetzen, mit der sie nicht in einer romantischen Beziehung stehen, und die
sie erniedrigen dürfen, oftmals eine Prostituierte. Das geht damit einher,
dass die eigene Frau als unschuldige Heilige vergöttert wird. Diese Teilung
der Frauen nach ihrer Funktion existierte bereits im antiken Griechenland,
wo eine Dreiteilung vorherrschte: Es gab die Ehefrau, zuständig für Haushalt
und Familie, die Frau für die romantische Liebe und die Frau für die sexuelle
Befriedigung.  Wie  Engels  schon  beschrieben  hat,  sind  das  Ideal  der
bürgerlichen  Familie  mitsamt  braver  Sexualität  und  die  Nachfrage  von
Prostitution unmittelbar miteinander verknüpft.



Das Ideal der bürgerlichen Familie
Was ist überhaupt das Ideal der bürgerlichen Familie? Dieses hat sich über
die Geschichte der Menschheit hin entwickelt. Früher, in der sogenannten
Urgesellschaft,  gab  es  keine  monogam  lebende  Familie,  bestehend  aus
Mutter, Vater und Kindern. Stattdessen gab es einen Stamm ohne monogame
Einschränkung und geschlechtsspezifische Arbeitsteilung.  Sowohl  Männer
als  auch Frauen waren an der Jagd beteiligt,  während Alte,  Kranke und
Schwangere  sich  um  das  Aufziehen  der  Kinder  und  um  den  ‚Haushalt‘
kümmerten.  Erst  mit  der  Entstehung  des  Privateigentums  aufgrund  von
gestiegener  Produktionskraft  differenzierte  sich  die  monogame  Ordnung
heraus. Es entstand ein Überschuss, mit dem gehandelt werden konnte, und
irgendwie musste die Frage des Erben geklärt werden.

Heutzutage ist das Ideal der bürgerlichen Familie dafür da, die Reproduktion
der  Ware  Arbeitskraft  ins  Private  zu  drängen.  Die  Reproduktionsarbeit
bezieht  sich  sowohl  auf  die  Produktion  neuer  Arbeiter_Innen  durch  die
Kindererziehung,  als  auch auf  die  Regeneration der  bereits  vorhandenen
Arbeiter_Innen  durch  Care-Arbeit,  bestehend  zum  Beispiel  aus
Nahrungsaufnahme.  Frauen  werden  in  diese  unbezahlte  Arbeit
hineingedrängt,  was  die  Basis  der  Frauenunterdrückung im Kapitalismus
darstellt.  Frauen  der  Arbeiter_Innenklasse  werden  doppelt  ausgebeutet,
einerseits durch die Lohnarbeit, andererseits durch die Reproduktionsarbeit.
Auch wenn cis Männer sich gern öffentlich damit brüsten, wie toll sie ihren
Frauen unter die Arme greifen würden, verbringen Frauen zusätzlich zur
eigenen Care-Arbeit im Durchschnitt mehrere Stunden pro Woche damit, die
unzureichend erledigten Aufgaben ihres Partners nachzubessern, oder ihn an
anstehende Aufgaben zu erinnern. Nur die Frauen des Bürger_Innentums
können sich durch Hauspersonal von ihren Pflichten freikaufen.

Das  Ideal  der  bürgerlichen  Familie  wird  durch  die  bereits  erwähnten
Geschlechterrollen aufrecht erhalten. Der Mythos, dass Frauen natürliche
Mutterinstinkte  hätten,  traumatisiert  viele  Frauen  nachhaltig,  wenn  sie
aufgrund  von  fehlender  Erfahrung  als  „schlechte  Mutter“  abgestempelt
werden oder dafür beschämt werden, auch auf ihre eigenen Bedürfnisse zu
achten. Außerdem wird die ökonomische Abhängigkeit durch den Gender Pay



Gap aufrecht erhalten. Besonders in Zeiten von kapitalistischen Krisen, wenn
Männer es nicht mehr schaffen, als Beschützer und Ernährer der Familie zu
fungieren, wird das Fundament der bürgerlichen Familie angegriffen. Das
führt zu vermehrter Gewalt gegen Frauen und LGBTIA+-Personen, um diese
Form der Unterdrückung aufrecht zu erhalten.

Kommodifizierung von Liebe und Sexualität
Kommodifizierung bedeutet, dass etwas zur Ware oder zur Dienstleistung
gemacht wird. Sexualität zum Beispiel kann ein Mittel zur Erzeugung von
Mehrwert sein, wie wir es bei erotischen Werbungen in der Parfümbranche
sehen können. In Bezug auf Sexualität existiert das Attribut der Attraktivität,
welches  zur  Ware im Konkurrenzkampf  werden kann.  Außerdem können
Produkte gekauft werden, welche versprechen, die eigene Attraktivität zu
erhöhen.  Die  Selbstaufwertung  durch  eine  besonders  erfolgreiche  oder
schöne Beziehungsperson kann ebenfalls als Warenwerdung von Attraktivität
charakterisiert werden. Auch Erfahrungen in Sachen Sexualität können bei
Männern  positiv  bewertet  werden  und  zum  Teil  der  Selbstvermarktung
werden.

Auch Liebe kann zur Ware werden, wie uns der Valentinstag vor Augen führt.
Geschenke, besondere Dates, Blumen, Schmuck, etc.: Wir vermitteln unsere
Gefühle  gern  über  Waren.  Die  Soziologin  Eva  Illouz  betrachtet  in  ihren
Werken  den  Konsum der  Romantik.  Damit  ist  gemeint,  dass  im  letzten
Jahrhundert die Praktik entwickelt wurde, Romantik mit dem Konsum von
Waren zu verbinden, was die Waren zugleich ‚romantischer‘ erscheinen lässt.
Ein prägnantes Beispiel:  Ein Sektfrühstück gilt als romantischer, als eine
Currywurst  zu  essen,  zumindest  nach  dem  gesamtgesellschaftlichen
Standard.

Auch bei Dating-Apps können wir erkennen, wie Liebe zur Ware wird: Für
bestimmte Interaktionen, die mehr Erfolg versprechen, werden wir zur Kasse
gebeten.  Natürlich  müssen  hier  besonders  diejenigen  tief  in  die  Tasche
greifen, die sonst keine Erfolge verbuchen, etwa weil sie nicht als normschön
gelten. Algorithmen messen auch eine Attraktivitätsskala aus und es werden
einander nur Menschen angezeigt, die als gleich attraktiv bewertet wurden.



Sexualität kann durch Prostitution und Pornographie zur Ware werden. Zur
genauen Einordnung davon, warum wir der Meinung sind, dass Prostitution
eine Dienstleistung sein kann, solange es sich nicht um Zwangsprostitution
handelt, möchten wir auf einen anderen, ausführlicheren Artikel zum Thema
verweisen.

Die  bürgerliche  Ehe  bleibt  ebenfalls  nicht  von  der  Kommodifizierung
verschont.  Hier  tauscht  der  Mann  die  ökonomische  Sicherheit  der  Frau
gegen den unbegrenzten Zugriff auf sexuelle Gefälligkeiten ein.

Perspektive
Das alles klingt ziemlich scheiße. Aber wie können wie als Kommunist_Innen
dafür  sorgen,  dass  Sexualität  und  Liebe  uns  nicht  mehr  zwanghaft
aufgestülpt  und dem bürgerlichen Bewusstsein unterworfen werden? Wir
sind der Ansicht, dass wir dafür den Kapitalismus und die Klassengesellschaft
überwinden  müssen.  Solange  die  Existenz  von  unbezahlter
Reproduktionsarbeit dem Kapital nützt, wird auch das Ideal der bürgerlichen
Familie aufrecht erhalten werden.

Deshalb schlagen wir vor, die Reproduktionsarbeit im Sozialismus kollektiv
zu  organisieren.  In  jedem  Viertel  soll  es  eine  Mensa  geben,  sowie
Waschküchen und gemeinsame Kindererziehung, wo jede_r einmal an der
Reihe ist. Dadurch wird es möglich, dass sich die Wohnsituationen ändern.
Die sowjetischen Kommunistin Alexandra Kollontari schlug eine Art WG vor,
in der jedes Mitglied einen eigenen Rückzugsort hat. Diese Wohnverhältnisse
würden, mitsamt der vergesellschafteten Reproduktionsarbeit,  die Familie
als Wohn- und Gesellschaftsort obsolet machen. Die Abkehr vom Ideal der
bürgerlichen  Familie  könnte  auch  ein  Ende  von  Monogamie  und
Paarbeziehung  bedeuten,  wie  wir  sie  kennen.  Zwischenmenschliche
Beziehungen  müssten  n icht  mehr  derart  ge label t  werden,
Freund_Innenschaften  müssten  nicht  mehr  als  zweitklassig  neben  der
romantischen Paarbeziehung gelten. Des Weiteren würde das Ende dieses
Ideals  ein  Ende  von  Geschlechterrollen  und  dem damit  einhergehenden
Optimierungszwang  bedeuten.   Die  bürgerliche  Sexualmoral  würde  an
Relevanz  verlieren  und  absterben.
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An dieser Stelle finden wir es wichtig, ordentlichen Aufklärungsunterricht zu
fordern,  der  die  zwischenmenschlichen  Aspekte  der  Intimität  in  den
Vordergrund rückt und das aktive Konsensprinzip vermittelt. Der Unterricht
sollte  vielfältige  Beziehungskonstellationen  vorstellen  und  nach  den
Bedürfnissen  der  Lernenden  in  Zusammenarbeit  mit  den  Lehrenden
organisiert  werden.

Neues Abtreibungsrecht in Polen
– dunkle Zukunft für Frauen
Arya Wilde, Fight! Revolutionäre Frauenzeitung Nr. 9

Der 27. Januar 2021 erwies sich als ein dunkler Tag in der
polnischen Geschichte. Ein fast vollständiges Abtreibungsverbot trat
in Kraft, das Frauen die Rechte über ihren Körper verweigert und
dies mit dem Begriff „Pro Life“ verherrlicht. Kämpferische
Proteste, die im ganzen Land nach der Entscheidung des
Verfassungsgerichtshofs ((Trybunał Konstytucyjny;
Verfassungstribunal) vom 22. Oktober stattfanden, hatten dessen
Inkrafttreten über Monate verzögert. Ende Januar veröffentlichte
Staatspräsident Andrzej Duda jedoch den Gerichtsbeschluss, der somit
in Kraft tritt.

Bedeutung des Gesetzes
Mit der neuen Entscheidung wurde eines der restriktivsten
Abtreibungsgesetze Europas weiter verschärft. Schon seit Jahrzehnten
werden bei einer Bevölkerung von 38 Millionen höchstens 2.000
Schwangerschaftsabbrüche legal durchgeführt, im Jahr 2019 1.100. 97
% fanden aufgrund Missbildung des Fötus statt, was nun verboten ist.
Die geschätzte Gesamtzahl von Abtreibungen liegt
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Frauenrechtler_Innen zufolge bei mindestens 150.000/Jahr. Konkret
müssen also zehntausende Polinnen im Untergrund oder mit
Abtreibungspillen zu Hause abtreiben bzw. nach Deutschland oder
Tschechien fahren. Nun dürfen nur noch Frauen, deren Gesundheit oder
Leben gefährdet ist oder die infolge einer kriminellen Handlung
schwanger wurden, legal Abtreibungen vornehmen lassen. Alle anderen,
Frauen mit finanziellen, sozialen Hindernissen oder jene, die einfach
kein Kind wollen, haben nicht das Recht, sich zu weigern, eines auf
die Welt zu bringen.

Situation in Polen
In Polen ist seit 2015 die rechtskonservative Prawo i
Sprawiedliwość (kurz: PiS: dt.: Recht und Gerechtigkeit) an der
Regierung und wurde damals von 37,6 % gewählt. Aufgrund des
undemokratischen Wahlrechts reichte dies zur absoluten Mehrheit im
Parlament. Der Erfolg der PiS ist auch Ausdruck des internationalen
Rechtsrucks. Die seitdem verabschiedeten reaktionären Gesetze und
unternehmensfreundliche Politik sorgten aber nicht für einen
Umschwung, nicht zuletzt dank einiger Zugeständnisse auch an ärmere
konservative Wähler_Innenschichten (Familienunterstützung).
Vielmehr vollzog sich der Rechtsruck weiter und bei der Wahl 2019
gewann die PiS nochmals 6 % der Stimmen hinzu. Zum Vergleich:
Lewica, das linke Wahlbündnis aus SLD, Wiosna, Razem, Polska Partia
Socjalistyczna (PPS) u. a., erhielt insgesamt 12,6 %.

Im Rahmen der PiS-Legislatur wurden sehr viele Gesetze erlassen,
die das öffentliche Leben sowie die Institutionen verändern. Eine
der ersten Institutionen, die fundamentalen Veränderungen ausgesetzt
war, war das Verfassungsgericht. Zwischen Oktober 2015 und Dezember
2016 brachte die PiS sechs Gesetze durch, die diesen Gerichtshof
betrafen. Ebenso wurde in den letzten fünf Jahren seine
Zusammensetzung maßgeblich verändert. Von 15 Richter_Innen wurden
14 durch die aktuelle Regierungsmehrheit ernannt.



Warum werden Abtreibungen verboten?
Seit 2016 hat die PiS immer wieder Versuche unternommen, das
Abtreibungsgesetz zu verschärfen. Dieses wurde aber aufgrund der
massiven Gegenbewegung und Frauenstreiks nicht umgesetzt. 2019 wurde
dann der Antrag eingereicht, dass das kontrollierte
Verfassungsgericht die Frage der Abtreibung ein für alle Mal klären
sollte. Fast ein Jahr nach Einreichung des Antrags traf der
Verfassungsgerichtshof seine Entscheidung – inmitten der
Corona-Pandemie. Diese aggressive reaktionäre Politik entspricht dem
rechtspopulistischen Charakter der gegenwärtigen Regierung.

Mit dem faktischen Totalverbot von Abtreibungen geht es auch
darum, eine reaktionäre, kleinbürgerliche Massenbasis bei der
Stange zu halten und gegen eine angebliche Bedrohung von außen zu
mobilisieren. Nationalismus und vor allem der Katholizismus bilden
hierfür die ideologischen Anknüpfungspunkte, um eine klassenmäßig
heterogene Anhänger_Innenschaft – von der eigentlichen Elite und
Staatsführung bis zu kleinbürgerlichen Schichten und rückständigen
Arbeiter_Innen in Stadt und Land – zu sammeln. Daher finden sich im
Schlepptau von Kirche und PiS auch die extrem nationalistischen und
faschistischen Kräfte unter den Abtreibungsgegner_Innen, die seit
Jahren sexuell Unterdrückte und deren Aktionen angreifen –
geduldet oder gar ermutigt von Polizei und Kirche.

Dem Volksglauben nach ist der Grund für das Abtreibungsgesetz
rein religiöser Natur. Es ist aber offensichtlich, dass es beim
Antiabtreibungsmythos nicht um das Wohl ungeborener Kinder geht.
Vielmehr geht es um den Erhalt einer patriarchalen Ordnung. Die
bürgerliche Familie muss um jeden Preis gestärkt werden. Das
passiert nicht aus Liebe oder „christlichen Werten“. Das
Abtreibungsverbot fesselt Frauen länger an den Herd und raubt ihnen
die Entscheidung, wie sie ihr Leben gestalten wollen. Davon
profitiert die herrschende Klasse, dass durch die Stärkung der
Familie Reproduktionskosten auf die Arbeiter_Innenklasse abgewälzt
werden können. Ebenso ist sie eine Garantin dafür, im nationalen



Rahmen billige Arbeitskräfte für die Zukunft zu schaffen und in ihr
Gehorsam und Unterordnung zu verinnerlichen.

Gleichzeitig trifft das Verbot nicht alle Frauen gleich. Für die
Mehrheit der Arbeiterinnen werden Abtreibungen unter extrem
unsicheren Bedingungen durchgeführt, da sie es sich oftmals nicht
leisten können, medizinische Versorgung in einem anderen Land
wahrzunehmen. Ebenso ist der Zugang zu Verhütungsmitteln
eingeschränkter aufgrund der Kosten. Für Bourgeoisie und
Kleinbürger_Innen gilt das Verbot auch, sie verfügen jedoch eher
über die nötigen Verbindungen und Mittel, um eine Wahl zu treffen.

Gegenproteste
Wie bereits geschrieben, konnten die vorherigen Angriffe auf das
Abtreibungsrecht abgewehrt werden. 2016 wurde vom Ogólnopolski
Strajk Kobiet (Allpolnischer Frauenstreik) und anderen Gruppen der
„Schwarze Protest“ organisiert. Als das Gesetz zum verschärften
Abtreibungsverbot debattiert wurde, mobilisierte dieser wochenlang
100.000 Demonstrant_Innen, nicht nur Frauen, sondern auch
unterstützende Männer und die LGBT-Gemeinschaft. Die Proteste
hatten teilweise Erfolg, insofern sie eine Verzögerung der Umsetzung
bewirkten.

Als im Oktober 2020 das Urteil dann erklärt wurde, löste dies
erneut landesweite Proteste aus – es waren die größten seit
Solidarnośćs-Streiks und Betriebsbesetzungen in den frühen 1980er
Jahren. Nicht nur in Warschau, sondern in rund 150 Städten wurden
Proteste organisiert. So fanden Straßenblockaden statt und am 28.
Oktober gipfelten die Aktion in einem gesamtpolnischen Frauenstreik
unter dem Motto: „Nie idę do roboty“ („Ich werde nicht
arbeiten gehen!“). Die Proteste wurden mit schwerer
Polizeibrutalität beantwortet, die im Laufe der Zeit zunahm.
Demonstrantinnen wurden in Gewahrsam genommen und von konservativen
Parteichef_Innen als „Usurpatorinnen“ bezeichnet, da dies ein
direkter Angriff auf Polen und die Kirche sei. Bis in den Dezember



hinein kam es immer wieder zu größeren Demos, spontanen Blockaden
und Auseinandersetzungen. Durch Polizeirepression und Maßnahmen
unter dem Deckmantel des „Infektionsschutzes“ vor Covid-19 wurde
versucht, den Protest zu ersticken. Am Mittwoch, dem 27. Januar, als
das Urteil des Verfassungsgerichts im Gesetzblatt veröffentlicht
wurde, brach er auf ein Neues aus.

Wie geht es weiter?
Zwar mag die Pandemie die Mobilisierung in gewisser Form
schwächen. Doch laut Umfragen lehnen fast 70 % der polnischen
Bevölkerung nicht nur die Gesetzesverschärfungen ab, sondern
stimmen auch der Aussage zu, dass Frauen selbst das Recht haben
sollten zu entscheiden, ob sie eine Schwangerschaft abbrechen. Es
wurden Online-Plattformen geschaffen, die nicht nur auf das
Abtreibungsverbot aufmerksam machen, sondern auch den Einfluss der
Kirche auf die Regierung, Rechte für Menschen mit Behinderungen und
den Kampf gegen Homophobie thematisieren. Ebenso hat das Bündnis des
Allpolnischen Frauenstreiks am 1. November einen Konsultativrat (Rada
Konsultacyjna) gebildet. Vorbild dafür ist der auf Vorschlag von
Präsidentschaftskandidatin Swjatlana Zichanouskaja ausgerufene
Koordinierungsrat (Kaardynacyjnaja Rada), der 2020 in Belarus nach
der Präsidentschaftswahl während der Proteste gegründet worden
ist. Das Ziel: unabhängig von Parteien als Mittler zwischen
Regierung und Protestierenden eine Einigung zu finden.

Seine Forderungen:

(1) die Situation des Verfassungsgerichts, des Obersten
Gerichtshofs und der Ombudsperson zu regeln.

(2) Mehr Mittel für den Gesundheitsschutz und die Unterstützung
von Unternehmer_Innen.

(3) Volle Frauenrechte – legale Abtreibung, Sexualerziehung,
Empfängnisverhütung.



(4) Stopp der Finanzierung der katholischen Kirche aus dem
Staatshaushalt.

(5) Ende des Religionsunterrichts an Schulen.

(6) Rücktritt der Regierung.

Welche  Strategie  bringen  Gesetz  und
Regierung  zu
Fall?
Auch wenn der Koordinierungsrat für eine Vermittlungslösung mit
der Regierung offen ist, so ist der Spielraum für einen Kompromiss
mit der Regierung bei den sechs Forderungen gering. Es besteht aber
die Gefahr, dass die Aktivist_Innen auf wahrscheinlich fruchtlose
Verhandlungen vertröstet werden.

Damit der Protest nicht versandet, sondern weitergeführt wird,
muss er vielmehr ausgeweitet werden. Der Frauenstreik vom 28. Oktober
stellt einen wichtigen Ansatz dar. Doch er darf kein einmaliges
Ereignis bleiben, sondern es muss Ziel sein, die Protestbewegung in
den Betrieben und Büros zu verankern. Dort sollten Versammlungen
einberufen werden, um die Arbeitsniederlegung zu organisieren und
Streikkomitees zu wählen. Die Frage des Eintretens für die Rechte
der Frauen und vor allem der Arbeiterinnen bedeutet in den Betrieben
und in der Arbeiter_Innenklasse zugleich auch einen Kampf,
Lohnabhängige von den Gewerkschaften wegzubrechen, die die PiS
unterstützen, und für eine einheitliche Gewerkschaftsbewegung
unabhängig von allen bürgerlichen Parteien einzutreten.

Der Allpolnische Frauenstreik muss Druck auf alle
regierungskritischen Gewerkschaften, insbesondere auch die OPZZ,
ausüben. Ziel ist es, sie dazu zu bringen, sich nicht nur mit der
Bewegung zu solidarisieren, sondern offen für den Kampf einzutreten
und ihre Mitglieder zu mobilisieren. Die Waffe des Streiks, also das
Stocken der Profitproduktion, ist das effektivste Druckmittel gegen



die PiS. Durch die Einberufung von Vollversammlungen an Unis, Schulen
und in Betrieben (die auch online durchgeführt werden können), wird
zusätzlich erreicht, dass mehr Menschen in ihrem direkten Alltag mit
den Inhalten des Protestes konfrontiert und diese alltäglichen Orte
politisiert werden. Gegen die Repressionen seitens des polnischen
Staates sowie zur Abwehr drohender rechter Angriffe müssen
demokratisch organisierte Selbstverteidigungskomitees aufgestellt
werden, die die Mobilisierungen schützen.

Gleichzeitig bedarf es innerhalb der Bewegung einer Debatte über
die Strategie, mit welcher man die oben genannten Forderungen
umsetzt. Als Revolutionär_Innen unterstützen wir einige der
Forderungen wie das Recht auf Abtreibung, das Ende der Finanzierung
der Kirche aus dem Staatshaushalt oder des Religionsunterrichts an
Schulen ohne Wenn und Aber. Jedoch hegen wir keine Illusionen darin,
dass sich durch den Rücktritt einzelner Minister_Innen etwas ändert.
Die Forderung nach dem Rücktritt der Regierung wirft aber ebenso die
Frage auf, was danach kommen soll. Würde die PiS-Regierung bei
etwaigen Neuwahlen bloß durch die neoliberale Bürgerkoalition
ersetzt, so würde sich für die Masse der Arbeiter_Innenklasse wenig
ändern.

Wenn der Protest erfolgreich ausgeweitet werden soll, muss nicht
nur in Betrieben mobilisiert, es müssen ebenso klare Forderungen im
Interesse der Lohnabhängigen aufgeworfen werden. Statt Unterstützung
für Unternehmer_Innen in der aktuellen Corona-Krise braucht es einen
Kampf gegen Lohnkürzungen und Entlassungen. Neben ihrer
Legalisierung sollte die Finanzierung von Abtreibung oder
Verhütungsmitteln nicht auf die Arbeiter_Innenklasse abgewälzt
werden, dadurch dass diese sie selber zahlen oder ihre Kosten durch
Steuern aufgebracht werden. Vielmehr müssen sie von jenen finanziert
werden, die von der aktuellen Krise profitieren. Statt also insgesamt
ein Bündnis mit liberalen Teilen der Bourgeoisie zu suchen, müssen
die Forderungen klar aufzeigen, dass die herrschende Klasse die
Kosten tragen soll.



Die Gründung des Rada Konsultacyjna zur Koordinierung der
Proteste ist sinnvoll. Allerdings bedarf es einer stetigen Wähl- und
Abwählbarkeit seiner Delegierten sowie ihrer vollständigen
Rechenschaftspflicht. Wichtig ist ebenso, dass dieser Rat mit
Aktions- und Betriebskomitees verbunden wird und sich aus deren
Aktivist_Innen zusammensetzt, also sich zum Arbeiter_Innenrat mit
eigenen Machtbefugnissen entwickelt, weg von einer Lobby, die nur
Druck auf Parlament, Regierung und Gerichte ausüben will. Ebenso
klar muss sein, dass er keine „Vermittlerrolle“ zwischen
Regierung und Protestierenden einnehmen darf. Er muss Ausdruck der
Protestierenden sein mit dem Ziel, die sich selbst gegebenen
Forderungen durchzusetzen mithilfe der Arbeiter_Innenklasse, und
etwaige Verhandlungen öffentlich führen. Es ist die Aufgabe von
Revolutionär_Innen im Rahmen des Protestes für den Aufbau einer
proletarischen Frauenbewegung und einer neuen revolutionären
Arbeiter_Innenpartei einzutrete

Queer-Unterdrückung  in
Pakistan
Hina Tariq & Minerwa Tahir, Fight! Revolutionäre
Frauenzeitung Nr. 9, März 2021

Auf dem Aurat-Marsch (1) 2020 hissten queere (2) Genossinnen und
Genossen die Regenbogenflagge. Während wir als Sozialist_Innen stolz
auf diesen Akt des Widerstands gegen sexuelle und
Gender-Unterdrückung sind, waren einige feministische Führer_Innen
anderer Meinung. In der Folge mussten sich queere Aktivist_Innen mit
dem Vorwurf auseinandersetzen, dass es „unfair und dominierend von
queeren Menschen sei, die Aurat Marsch-Bewegung auf diese Weise zu
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kapern“. In diesem Artikel werden wir argumentieren, warum
Pakistans Queers ein integraler Bestandteil der sozialen Bewegungen
des Landes sein müssen. Insbesondere die Queer- und die
Frauenbewegung teilen gemeinsame Interessen. Indem wir sie
hervorheben, wollen wir zeigen, wie queere Forderungen zu einem
dynamischen Hebel bei der Entwicklung einer sozialistischen und
Arbeiter_Innenklasse-Politik werden können.

Queer-Aktivist_Innen sehen seit langem, wie sich das Schweigen,
das sie in der Gesellschaft erfahren, in Pakistans linken und
feministischen Kreisen reproduziert. Während die meisten linken
Parteien und Organisationen sich einfach nicht darum scheren, ist die
Stimmung, insbesondere in den etablierteren und damit einflussreichen
feministischen Kreisen: „Frauenrechte zuerst“. In der
Zwischenzeit sind viele der Organisator_Innen des Aurat-Marsches, so
werden wir argumentieren, nur gegenüber Teilen der queeren Gemeinde
einladend. Nur eine kleinere und weniger einflussreiche Gruppe von
radikalen Feminist_Innen und Sozialist_Innen wie wir will, dass alle
queeren Menschen ein integraler Bestandteil des Kampfes gegen das
Patriarchat sind. Solche ausgrenzenden Praktiken der derzeitigen
Mehrheit der pakistanischen feministischen Bewegung beginnen, unseren
Bewegungen zu schaden. Dieses Jahr haben sich queere Kollektive wie
das Non-Binary Collective (Nicht-Binäres Kollektiv) aus den
Organisationsgremien des Aurat-Marsches zurückgezogen.

Nach unserem Verständnis sind obengenannte politischen Konzepte
mehr als ausgrenzend. Sie folgen einer Logik, die von den
klassenbezogenen Strategien der Bewegung geprägt ist. Obwohl der
Aurat-Marsch bisweilen eine radikale Terminologie verwendet, würden
wir seine vorherrschende Politik zum jetzigen Zeitpunkt jedoch als
bürgerlichen Feminismus charakterisieren. Es ist richtig, dass die
pakistanische Frauenbewegung mit dem neuen Jahrhundert eine neue
Wendung genommen hat. Im Mittelpunkt der heutigen Proteste stehen die
individuellen Erfahrungen und Rechte der Frauen. Auch wenn der
Aurat-Marsch jedes Jahr einen Forderungskatalog herausgibt, ist der



klassische Kampf für eine bestimmte Gesetzgebung nicht mehr so
präsent wie früher.

Eine  Bewegung  mit  einem  Mittelklassen-
Standpunkt
Ohne die wohlwollende Aufmerksamkeit schmälern zu wollen, die der
Aurat-Marsch auf die verabscheuungswürdige Frauenunterdrückung in
Pakistan gelenkt hat, sei gesagt, dass es sich dabei in der Regel um
die spezifischen Erfahrungen von Frauen aus den Mittelschichten und
der Bourgeoisie handelt. Als Reaktion auf radikalere Stimmen
innerhalb der Bewegung haben einige Führer_Innen für eine
„klassenübergreifende Bewegung“ plädiert, die „alle Frauen“
repräsentiert. Das praktische Ergebnis bliebe jedoch dasselbe, da
eine solche Konzeption notwendigerweise die Zurückstellung der
spezifischen Interessen der Bäuerinnen, der Unterschicht und der
Arbeiterinnen und damit der Interessen der Mehrheit der sozial
Unterdrückten bedeuten würde. Dies hat wichtige Implikationen für
die Perspektive sowohl der Frauen- als auch der Queer-Bewegung.

Wenn sich unsere Bewegungen nicht mit der ausbeuterischen
Arbeitsteilung des Kapitalismus befassen und sie tatsächlich in den
Mittelpunkt stellen, die sowohl in der Industrie und der
Landwirtschaft (produktive Sphäre) als auch in unseren Familien
(reproduktive Sphäre) zum Ausdruck kommt, werden sie die
pakistanische Gesellschaft nicht radikal verändern können. Die
Befreiung bleibt also auf den Bereich der formalen Rechte beschränkt,
sei es durch eine Änderung des gesunden Menschenverstands oder der
Gesetze.

Dies wiederum erklärt den Alibicharakter des Aurat-Marsches in
Karatschi gegenüber Khwaja Sira (Trans-Frauen). Diejenigen, denen
eine Bühne gegeben wird, wären oft Trans-Frauen, die sich mit Hilfe
von Nichtregierungsorganisationen in glamouröse, liberale
Berühmtheiten verwandelt haben. Dieser Ansatz stellt die Frage



jedoch vom Kopf auf die Füße. Natürlich sollten queere Menschen
das gleiche Recht haben, Prominente und Persönlichkeiten des
öffentlichen Lebens zu werden, aber das Problem der queeren
Gemeinschaften Pakistans, insbesondere der Khwaja Sira, besteht
darin, dass sie gezwungen sind, unter den prekärsten Bedingungen zu
leben und zu arbeiten. Die Lösung ihrer Probleme liegt nicht darin,
dass einige wenige von ihnen Teil der Elite werden, sondern darin,
ein patriarchalisches Klassensystem herauszufordern, das sie in die
Prostitution, die Aufführung von Tänzen oder zum Betteln zwingt.

Außerdem zählte diese Inklusion nur für einige queere Menschen.
Wie die Cis-Het-Organisator_Innen des Aurat-Marschs 2019 sagten:
„Unsere Mitgliedschaft ist nur für Trans-Frauen offen“. Interne
Widerstände radikaler Aktivist_Innen führten dazu, dass sie ihre
Haltung aufweichten, aber nur geringfügig. Während man sich darauf
einigte, dass der Marsch die Unterdrückung von „sexuellen und
geschlechtlichen Minderheiten“ thematisieren würde, hieß es, dass
nur binäre Trans-Frauen und geschlechtsinkonforme Menschen
Organisator_Innen des Aurat-Marsches werden könnten. Schwule und
Trans-Männer wurden ausgeschlossen, da behauptet wurde, dass
„schwule Männer auch Frauenfeindlichkeit verinnerlicht haben“.

Bevor wir erörtern, was unserer Meinung nach ein sinnvoller Kampf
sein könnte, der sich in die Kämpfe und Forderungen der queeren
Menschen integriert, lasst uns einen Blick auf die bestehende
Situation der queeren Gemeinschaft in Pakistan werfen.

Vielschichtige  Natur  der  Unterdrückung:
Familie,
Gesetz und staatliche Strukturen
Die Frauenbewegung in einem halbkolonialen Land wie Pakistan wird
eindeutig von globalen Entwicklungen wie den weltweiten Frauenstreiks
beeinflusst. Gleichzeitig hat sie aber auch ihre eigenen spezifischen
Merkmale und Herausforderungen zu bewältigen, die sich aus den



besonderen objektiven Bedingungen der pakistanischen Gesellschaft
ergeben. Die Existenz der Khwaja Sirai als soziales und kulturelles
Phänomen in der südasiatischen Gesellschaft – aus Gründen, auf
die wir in diesem Artikel nicht näher eingehen können –
ermöglicht ihre Sichtbarkeit und eine gewisse Akzeptanz für ihre
wahrnehmbare Existenz in Pakistan. Für bestimmte Theoretiker_Innen
mit postkolonialen Neigungen führt dies zu einer Romantisierung der
scheinbar fortschrittlichen südasiatischen Gesellschaft im Vergleich
zu den oft offen transphoben „westlichen“ Gesellschaften. Die
objektiven Bedingungen in Ländern wie Pakistan zeigen jedoch ein
anderes Bild. Für die meisten queeren und Transgender-Menschen ist
finanzielle Unabhängigkeit nach wie vor das größte soziale Problem
für das Funktionieren ihres Lebens. Aber die Schwere dieses Problems
ist im Fall von binären Trans-Menschen noch viel gravierender. Ihre
Geschlechtsidentität entspricht nicht dem biologischen Geschlecht,
das ihnen bei der Geburt zugeschrieben wurde, was bedeutet, dass sie
durch ihr Geschlechtsverhalten und sexuellen Ausdruck sehr sichtbar
sind. Der Preis für diese Sichtbarkeit wird zuerst im Elternhaus
bezahlt. Familien von Trans-Personen werfen sie aus dem Haus und
entziehen ihnen ihren Anteil am Erbe. Dies ist eine weit verbreitete
soziale Realität für die große Mehrheit der Trans-Menschen. In
diesem Sinne wird die spezifische Natur der Sexualität von
Trans-Menschen von der Institution Familie gegen sie verwendet. Diese
spezifische Natur nimmt ihnen auch die Möglichkeit, ein geheimes
Doppelleben zu führen wie binäre Schwule oder Lesben. Infolgedessen
bleiben den Khwaja Sira drei Berufe zur Auswahl: Sexarbeit, Tanzen
auf Partys und Betteln.

Während das weithin gefeierte Transgender-Schutzgesetz eine
dritte Geschlechtskategorie in allen offiziellen Dokumenten vorsieht,
zeigt die Frage der Erbschaft, wie Transgender-Frauen gezwungen
werden, sich als Männer eintragen zu lassen. Das liegt daran, dass
nach dem Scharia-Gesetz Männer zwei Anteile am Erbe bekommen, Frauen
nur einen. Aufgrund dieser patriarchalen Diskriminierung würden sich
die meisten Transgender-Frauen in ihren Ausweisdokumenten als Männer



eintragen lassen, in der Hoffnung, dass sie in der grausamen Anarchie
des Kapitalismus einen größeren Anteil am Erbe erhalten würden.

Transgender-Schutzgesetz: eine progressive
bürgerliche Reform?
Das 2018 von der pakistanischen Nationalversammlung verabschiedete
Transgender-Schutzgesetz (3) bietet auf dem Papier eine Reihe von
Schutzmaßnahmen für Transgender-Menschen, darunter das Recht auf
Selbstidentifikation. Es wird sowohl von Liberalen und
Nichtregierungsorganisationen (4) (5) als auch von bürgerlichen
Medien (6) (7) als fortschrittliche Maßnahme angepriesen. Während
wir die Verabschiedung eines Gesetzes begrüßen, das Menschen das
Recht auf Selbstidentifikation zugesteht, bleibt das Gesetz
weitgehend ein Fortschritt nur auf dem Papier. Erst letztes Jahr
wurde eine Transgender-Überlebende einer Vergewaltigung, Julie, acht
Tage lang mit männlichen Insassen im Gefängnis eingesperrt. (8)

Außerdem wird die Verabschiedung dieses Gesetzes als eine
bürgerliche Reform dargestellt, die von einem Teil der herrschenden
Klasse Pakistans aus der Güte ihres „fortschrittlichen“ Herzens
gewährt wird. Doch wie jeder anderen Reform geht auch dieser
Gesetzgebung eine Geschichte des Widerstands voraus. Sie folgt auf
das Urteil des Obersten Gerichtshofs aus dem Jahr 2012, das
pakistanischen Transgender-Personen zwar die Anerkennung als
Bürger_Innen eines dritten Geschlechts gewährte, aber auch empfahl,
Tests durchzuführen, um festzustellen, ob „Eunuchen“ – wie das
Urteil sie gerne nannte – tatsächlich „Eunuchen“ waren. Diese
Empfehlung führte zu Protesten von Trans-Menschen, die
argumentierten, dass Männern und Frauen die Identität auf der
Grundlage ihres Wortes zugestanden wird. Warum also müssen sich
Trans-Menschen entsetzlichen Prozeduren solch invasiver Tests
unterziehen? (9)

Darüber hinaus gewährt das Transgender-Personen-Gesetz 2018



Trans-Männern und -Frauen aller Religionen die gleichen Erbrechte,
die cis-geschlechtlichen Männern und Frauen nach islamischem Recht
zustehen (der Anteil der Frau beträgt die Hälfte des Anteils ihrer
männlichen Geschwister am Erbe). (10)

In ähnlicher Weise darf es laut dem Gesetz keine Diskriminierung
von Transgender-Personen bei der Zulassung zu öffentlichen oder
privaten Bildungseinrichtungen geben, „vorbehaltlich der Erfüllung
der vorgeschriebenen Anforderungen“. Wie Semra Islam jedoch
veranschaulicht, berücksichtigen die vorgeschriebenen Anforderungen
nicht, dass die gelebten Erfahrungen von Trans-Personen diese
Anforderungen nicht erfüllen können, da sie oft aus ihren
Familienhäusern geflohen sind, unter anderem aufgrund der
Auferlegung von normativen männlichen Rollen. (11) Dies wird auch
durch Shahnaz Khans Forschung unterstützt:

Viele brechen die Schule ab und laufen von zu Hause weg, um eine
einladendere Umgebung unter der Leitung eines Gurus zu finden, der
sie ermutigt, zu singen, zu tanzen und Formen der Lust auszudrücken,
die zu Hause und in der Schule verboten sind. (12)

Islam weist auch auf die transphobe gelegentliche Verwendung des
männlichen Pronomens „er“ für alle Transgender-Personen als
eine „eklatante ,Inkonsistenz’ im Gesetz“ (13) hin. Die
Verwendung des Begriffs „Eunuchen“ zeigt auch, wie sich die
juristischen Eliten an die diskriminierende koloniale Ausdrucksweise
angepasst haben. Kurzum, entgegen der Darstellung in den bürgerlichen
Medien ist das Gesetz in einem begrenzten Sinne fortschrittlich, und
das auch nur auf dem Papier. Das Fehlen von Strafmaßnahmen (14), die
für alles, was das Gesetz kriminalisiert, skizziert werden,
reduziert es auf einen progressiven Alibicharakter, dessen
Anwendungsbereich nur in der Theorie besteht.

Der  Fluch  von  Abschnitt  377  und  Hudood-



Gesetzen
für die sexuell Unterdrückten
Eine weitere wichtige Überlegung, die berücksichtigt werden
muss, ist das Vorhandensein von Gesetzen wie Section 377 und der
Hudood Verordnungen (4 Verordnungen zur Islamisierung des Strafrechts
in Pakistan, die der Diktator Zia ul-Haq 1979 erließ), die Teil des
komplexen Rechtssystems in Pakistan sind, in dem zwei parallele
Systeme gleichzeitig gelten. Es gibt Gesetze, die auf der Verfassung
beruhen, und solche, die sich aus einer bestimmten (hanafitischen;
eine der 4 Rechtsschulen des sunnitischen Islams) Lesart der Scharia,
also der islamischen Rechtsprechung, ableiten. Wie Khan darlegt,
gewähren diese Gesetze Männern und Frauen unterschiedliche Rechte
in Bezug auf Heirat und Erbschaft. (15) Auf diese Weise lassen andere
diskriminierende Gesetze und soziale Strukturen trotz scheinbar
antidiskriminierender und trans-anerkennender Gesetze oft wenig Raum
für Trans-Frauen, sich in Personaldokumenten tatsächlich als Frauen
auszuweisen. Denn wenn sie das täten, würde dies bedeuten, dass sie
auf die Hälfte des Anteils am Erbe verzichten müssten, den sie
erhalten würden, wenn sie sich als Männer auswiesen.

Dies verdeutlicht das objektive Interesse von Trans-Frauen und
Cis-het-Frauen, einen kollektiven Kampf gegen eine solche
Gesetzgebung unter der Führung eines Programms der
Arbeiter_Innenklasse zu führen. Warum bestehen wir auf der
Notwendigkeit eines Programms der Arbeiter_Innenklasse?

Wir erkennen zwar an, dass Trans-Menschen aus allen Klassen unter
schwerer und systematischer Unterdrückung leiden, aber ihre
unterschiedlichen Klasseninteressen verleihen ihr auch einen anderen
Ausdruck und prägen das politische Programm und die Forderungen, die
sie vertreten und priorisieren. Für Trans-Frauen (und -Männer) aus
der Arbeiter_Innenklasse, binäre lesbische Frauen oder schwule
Männer und nicht-binäre Menschen ist die Unterdrückung selbst an
ihre Klassenposition gebunden. Das bedeutet nicht nur, dass sie



dieselben objektiven Interessen mit allen Teilen der
Arbeiter_Innenklasse teilen, sondern auch, dass ihre Befreiung eng
mit der Bewältigung der sozialen Benachteiligung, der Armut und des
Elends verbunden ist, mit denen sie als Trans-Menschen mit einem
Arbeiter_Innenhintergrund konfrontiert sind.

Die Situation für unterdrückte Menschen aus einem
kleinbürgerlichen oder Mittelschichts-Hintergrund (um nicht von der
herrschenden Klasse zu sprechen) stellt insofern anders dar, als sie
auch an die sozialen Privilegien gebunden sind, die mit ihrer
Klassenposition einhergehen. Daher neigen sie dazu, sich auf den
Kampf um gleiche Rechte zu konzentrieren oder ihn sogar zu begrenzen,
und vernachlässigen dabei die große Masse der Trans-Menschen.
Während wir möglichst viele Unterdrückte aus der
Arbeiter_Innenklasse, der Bauern-/Bäuerinnenschaft, aber auch aus
dem städtischen Kleinbürger_Innentum und den Mittelschichten
vereinen wollen, bleibt die Frage, welche soziale Klasse eine solche
Bewegung anführt.

Aus unserer Sicht ist ein Programm der Arbeiter_Innenklasse der
Schlüssel, wenn wir konsequent für die Befreiung aller
Unterdrückten kämpfen wollen, denn nur ein solches Programm kann
den Kampf mit seinen gesellschaftlichen Wurzeln, der
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung im Kapitalismus und der damit
einhergehenden patriarchalischen Familieninstitution und -gesetze,
verbinden.

Wie wir in den folgenden Abschnitten zeigen werden, weist die
diskriminierende Gesetzgebung auf die Notwendigkeit eines kollektiven
Kampfes zusammen mit allen queeren Menschen hin, einschließlich der
binären schwulen und lesbischen sowie der nicht-binären Menschen.

Während es für Transgender-Personen einen gewissen Schutz gibt,
wenn auch nur auf dem Papier, gibt es in Pakistan keine
Bürger_Innenrechtsgesetze zum Schutz von Schwulen und Lesben vor
Diskriminierung. (16) Homosexuelle Handlungen sind nach Gesetzen aus



der Kolonialzeit wie Abschnitt 377 illegal. Ebenso können eine
heterosexuelle Frau und ein heterosexueller Mann, die nicht
miteinander verheiratet sind, nach Abschnitt 496B des pakistanischen
Strafgesetzbuchs ins Gefängnis gehen und mit einer Geldstrafe belegt
werden, wenn sie einvernehmlichen Sex miteinander haben. (17) Wie
Rechtsexpert_Innen wie Rafia Zakaria betonten:

„Die Unterlagen über Frauen, die unter dem Vorwurf der Unzucht
oder des Ehebruchs nach den Hudood-Verordnungen inhaftiert wurden,
zeigen, dass es die armen Frauen Pakistans sind, die am häufigsten
Opfer der unkontrollierten Macht des Staates bei der Gesetzgebung zur
Moral im Namen des Islam werden. Daher mögen die versprochenen
Änderungen der Rechtsprechung im Rahmen des [Frauenschutz-]Gesetzes
zwar ein linderndes Pflaster auf eine eiternde Wunde legen, aber sie
gehen an der Realität vorbei, dass eine arme Frau, die sich dazu
entschließt, eine Vergewaltigungsklage einzureichen, immer noch mit
unglaublichen Herausforderungen konfrontiert ist, die von diesem
politisch inspirierten Stück Gesetzgebung grob ignoriert werden.“
(18)

In ähnlicher Weise haben schwule Männer und Khwaja Sira aus der
Arbeiter_Innenklasse nur zwei Möglichkeiten, wenn sie Angst vor
einer HIV/AIDS-Exposition haben: in ein öffentliches Krankenhaus zu
gehen, um innerhalb von 72 Stunden nach der Exposition Zugang zu PEP
(Postexpositionsprophylaxe) zu erhalten oder zu riskieren, HIV/AIDS
zu bekommen, indem sie nichts dagegen unternehmen. An dieser Stelle
kommen Abschnitt 377 und die Heuchelei des pakistanischen Staates ins
Spiel. Einerseits wird PEP aufgrund internationaler Abkommen und der
finanziellen Unterstützung des pakistanischen Staates von der
Regierung in öffentlichen Krankenhäusern angeboten, in denen es
Abteilungen gibt – separate Räume für Khwaja Sira, Schwule und
Lesben. Auf der anderen Seite wird Abschnitt 377 gegen diese Menschen
eingesetzt, weil sie „unnatürlichen Sex“ haben, und es gab sogar
schon Fälle, in denen Ärzt_Innen diese Menschen wegen dieses
„Verbrechens“ bei der Polizei angezeigt haben. Die Ärzt_Innen in



solchen Einrichtungen verfügen über immense Macht über diese
verletzlichen Patient_Innen, weil PEP nur nach dem Sammeln nicht nur
persönlich identifizierbarer Informationen, sondern auch übermäßig
eindringlicher Details wie dem Geschlecht der Person, mit der man Sex
hatte, bereitgestellt wird.

Währenddessen müssen Schwule aus reichen, gehobenen und
bürgerlichen Verhältnissen nicht mit all diesen Hürden kämpfen,
wenn sie die „richtigen Kontakte“ haben. Natürlich gibt es auch
in der queeren Gemeinschaft verschiedene Klassen, deren objektive
Interessen im Kapitalismus unvereinbar sind. Kleinbürgerliche queere
Menschen hatten ebenso wie die entsprechenden Cis-het-Menschen ein
Problem damit, die Erkennungsfahne beim Aurat-Marsch zu hissen. Ihrer
Meinung nach ist eine solche Sichtbarkeit „nicht“ das, was wir
brauchen, weil sie uns angreifbarer macht. Auf der anderen Seite sind
kleinbürgerliche Queers, die Nichtregierungsorganisationen leiten,
ins Ausland reisen und Zuschüsse von der EU bekommen, bereits
sichtbar und als schwul geoutet. Ihre sexuelle Identität ist bereits
offengelegt, weil sie nicht denselben Gefahren ausgesetzt sind wie
ein schwuler Mann aus der Arbeiter_Innenklasse aufgrund des Privilegs
ihrer sozialen Klasse. Queere Menschen aus der Arbeiter_Innenklasse
fragen ihre kleinbürgerlichen Kolleg_Innen, warum sie ihre
privilegierte Position in der Gesellschaft nicht nutzen, um die Frage
der Offenlegung der eigenen sexuellen Identität zu politisieren.
„Warum kämpfen sie nicht dafür, dass die große Mehrheit von uns
sich outen kann?“, fragen sie. „Queerness ist ein politisches
Problem, das im Mainstream verankert werden muss. Unsere Sichtbarkeit
ist nicht irgendein liberales Narrativ, es ist eine politische Frage.
Indem sie sich weigern, die Frage zu politisieren, drängen
privilegierte queere Menschen die größere queere Gemeinschaft dazu,
im Verborgenen zu bleiben.“

All dies verdeutlicht, dass Cis-het-Frauen, binäre Trans-,
schwule und lesbische sowie nicht-binäre Menschen aus der
Arbeiter_Innenklasse aufgrund ihrer Klassenlage einer spezifischen



sozialen Unterdrückung ausgesetzt sind und daher ein objektives
Interesse hegen, gemeinsam zu kämpfen. Es ist wahr, dass
Machtkämpfe, Konkurrenz und Gleichgültigkeit die Gemeinschaft
derjenigen plagen, die aufgrund ihres Geschlechts unterdrückt
werden. Wir sehen das an der mangelnden Bereitschaft von
Arbeiterinnen, für die bürgerlichen Freiheiten lesbischer
Kolleginnen zu kämpfen. Wir sehen dies auch in der Gleichgültigkeit,
die gegenüber der Unterdrückung von Schwulen und Lesben von
Trans-Frauen an den Tag gelegt wird, nachdem das
Transgender-Schutzgesetz verabschiedet wurde. Der Terfismus
(Transphobie) in der Frauen- oder binären Schwulen- und
Lesbenbewegung ist ein weiteres Beispiel dafür.

Dies verdeutlicht, was die Liga bereits in ihren Thesen zur
Trans-Unterdrückung festgestellt hat: „ … Konflikte zwischen
sozial Unterdrückten, das Aufeinanderprallen von gegenseitigen
Forderungen und Ansprüchen sind in der bürgerlichen Gesellschaft
keine Seltenheit, sie kommen immer wieder vor.“ (19)

Kampf gegen die Institutionen bürgerliche
Familie und Kapitalismus
Der entscheidende Punkt hier ist, dass, ob die geschlechtlich und
sexuell Unterdrückten sich dessen bewusst sind oder nicht, ihre
Unterdrückung in der Institution der bürgerlichen Familie im
Kapitalismus verwurzelt ist. Diese Unterdrückung ist entscheidend
für die Funktionsweise des Kapitalismus. Ob man sich dessen nun in
der gegenwärtigen Lage bewusst ist oder nicht, unser objektives
Interesse als Cis-het-Frauen, binäre Trans-, schwule und lesbische
und nicht-binäre Menschen aus der Arbeiter_Innenklasse liegt daher
darin, gemeinsam gegen repressive und diskriminierende Gesetze und
für bürgerliche Freiheiten wie das Recht zu heiraten, das Recht zu
adoptieren usw. zu kämpfen.

Unsere cis-het und schwulen männlichen Genoss_Innen aus der



Arbeiter_Innenklasse sollten auch Teil dieses Kampfes werden. Warum?
Ihr objektives Interesse liegt in einem antisexistischen Kampf. Es
sind immer diejenigen aus dem Arbeiter_Innenmilieu, die für etwas so
Menschliches und Natürliches wie Sex zum Opfer werden. Unser Recht
auf körperliche Autonomie als Menschen sollte nicht von diesem oder
jenem religiösen oder kulturellen Dogma abhängig gemacht werden.

Es stimmt, dass es angesichts der extrem rückständigen Natur des
pakistanischen Patriarchats gefährlich sein kann, seine Stimme gegen
ein solches Dogma zu erheben. Aber jede politische Arbeit in Pakistan
birgt die Gefahr staatlicher Unterdrückung. Wenn wir schon in Bezug
auf unsere grundlegenden bürgerlichen Freiheiten unterdrückt 
werden, können wir genauso gut mit staatlicher Repression rechnen,
wenn wir für das kämpfen, was unser kollektives Recht ist, nämlich
das Recht, unser Leben in Würde und mit den Freiheiten zu leben, die
jeder Mensch verdient.

Aber kann dieser Kampf nur über die Gesetzgebung gewonnen werden?
Nein. Es muss ein Kampf geführt werden. Es muss ein Ringen sein, das
von Anfang an sehr klar ist über die unversöhnlichen Interessen der
queeren Menschen aus der Arbeiter_Innen- und der herrschenden Klasse
sowie auch jener queeren Menschen, die sich sozialer Privilegien
erfreuen und diese gegen die Interessen der Arbeiter_Innenklasse
verteidigen. Queere Menschen aus der Arbeiter_Innenklasse haben ihre
Verbündeten in den cis-het Männern und Frauen der
Arbeiter_Innenklasse. Gleichzeitig versuchen sie, queere
kleinbürgerliche und Mittelschichts-Menschen und cis-het Männer und
Frauen für ihre Sache zu gewinnen, ohne Zugeständnisse an
kleinbürgerliche politische Programme zu machen. Während die
Arbeiter_Innenklasse in der Lage sein kann, die Mittelschichten der
Gesellschaft hinter sich zu versammeln, ist es klar, dass diejenigen,
die aus einem bürgerlichen Hintergrund kommen, die die
Produktionsmittel besitzen und verwalten, immer im Widerspruch zu
denen stehen werden, die mit diesen Produktionsmitteln arbeiten.
Daher werden letztere mit ihrer Klasse brechen müssen. Beider



Interessen sind unversöhnlich, und das ist das Wesen der
Produktionsverhältnisse und die Grundlage der politischen Ökonomie.

Als wissenschaftliche Marxist_Innen erkennen wir auch die
grassierende Trans- und Queerphobie in der Arbeiter_Innenklasse, und
wir wollen eine Strategie entwickeln, mit der wir auch gegen solche
Übel in der Arbeiter_Innenbewegung aufstehen, weil unser wirkliches
materielles Interesse darin liegt, gemeinsam zu kämpfen. Aber wir
sind uns darüber im Klaren, dass dies – genau wie im Fall des
Kampfes gegen die Unterdrückung der Frauen in der
Arbeiter_Innenklasse – eine scharfe und dauerhafte
Auseinandersetzung mit männlichem Chauvinismus und Transphobie
innerhalb der Klasse erfordert, einschließlich des Rechts auf Caucus
für Trans-Personen und der offenen Herausforderung aller Formen von
Transphobie innerhalb unserer Bewegung.

Letztendlich liegt es im objektiven Interesse der gesamten
Arbeiter_Innenbewegung, einschließlich der cis-het Männer und
Frauen sowie aller queeren Menschen der Arbeiter_Innenklasse, zu
verstehen, dass die Wurzel der geschlechtsspezifischen sozialen
Unterdrückung in der Institution der bürgerlichen Familie liegt. 
Um gegen diese Wurzel zu kämpfen, müssen wir kollektiv uns für die
Abschaffung des Privateigentums engagieren. Damit meinen wir
keineswegs, dass wir den Kampf für die gleichberechtigte Teilhabe
von Frauen der Arbeiter_Innenklasse und queeren Menschen am Erbe
aufgeben. Es gibt einen klaren Unterschied zwischen persönlichem
Eigentum und Privateigentum. Letzteres ist das Eigentum an den
Produktionsmitteln, das die Essenz der bestehenden gesellschaftlichen
Verhältnisse ist.

Was wir meinen, ist, dass unsere Kämpfe darauf ausgerichtet sein
müssen, die Wurzel unserer kollektiven Unterdrückung und Ausbeutung
abzuschaffen, das heißt, die ungleichen Eigentumsverhältnisse unter
der Anarchie des Kapitals. Nur unter der Führung einer wirklich
revolutionären Strategie können wir die gemeinsame Ursache unserer
Unterdrückung mit Stumpf und Stiel ausreißen. Eine solche Strategie



muss auf unnachgiebiger Klassenunabhängigkeit und der kollektiven
Notwendigkeit beruhen, das ausbeuterische und unterdrückerische
System des Kapitalismus abzuschaffen und es durch eine demokratische
Regierung der Arbeiter_Innen zu ersetzen, die alle umfasst, also auch
cis-het und queere Arbeiter_Innen.

In der gegenwärtigen Situation müssen wir unmittelbare
demokratische und soziale Forderungen für Trans-Personen mit den
breiteren Fragen der Arbeiter_Innenklasse verknüpfen.

Wir können unseren Kampf in diese Richtung beginnen, indem wir
eine Kampagne für die Abschaffung von Abschnitt 377 und aller
anderen diskriminierenden Gesetze aufbauen. Frauen und Trans-Personen
müssen auf allen Ebenen, vor den Gerichten und im privaten und
öffentlichen Leben die gleichen Rechte erhalten.

Wir müssen ein Recht auf Bildung, Ausbildung und Arbeit für alle
Trans-Menschen bei voller Bezahlung sicherstellen, damit sie nicht
zur Prostitution und zum Betteln gezwungen werden.

Trans-Menschen müssen, genau wie Frauen, das Recht auf Schutz vor
Gewalt und Entbehrung zu Hause sowie durch reaktionäre Kräfte
haben. Wir fordern den Bau von sicheren Häusern für Opfer solcher
Gewalt – öffentlich finanziert, aber von Trans-Menschen selbst
betrieben.

Solche unmittelbaren Forderungen sollten beim Aurat-Marsch in
diesem Jahr und von der gesamten Frauenbewegung sowie von den
Gewerkschaften und allen linken Organisationen als Teil des Kampfes
gegen soziale Diskriminierung im ganzen Land aufgegriffen werden.
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